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Hinweis zur Textstruktur des Werks

Ziel des dem SER-Ratgeber zugrundeliegenden Aufbaus und der Einteilung
in die verschiedenen Abschnitte ist es, Gesetze, Verordnungen, Verwaltungs-
vorschriften sowie die Hinweise des Autors in einem sachgerechten Zusam-
menhang darzustellen, sodass hierdurch eine schnelle Recherche möglich ist,
gleichzeitig aber die Lesbarkeit des Werks als Ganzes erhalten bleibt.
Die Kurz-Erläuterungen zur einschlägigen Rechtsprechung sowie zu den in
der Sammlung abgedruckten Rundschreiben der Fachministerien verdeutli-
chen die Auswirkungen der obergerichtlichen Entscheidungen auf den Verwal-
tungsvollzug und enthalten wertvolle Auslegungshilfen für die konkrete Umset-
zung der Regelungen im Einzelfall.
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Vorwort

Die Reform des Sozialen Entschädigungsrechts bleibt eine große Herausfor-
derung. Mit dem am 19. Dezember 2019 verkündeten Sozialgesetzbuch XIV
(SGB XIV) wird die über einhundertjährige Tradition einer sozialen Entschädi-
gung, die ihre Wurzeln im Recht der Kriegsopferversorgung hat, spätestens
am 1. Januar 2024 beendet sein. Das SGB XIV enthält eine grundlegend neue
Struktur. Mit der Fokussierung auf schnelle Hilfe für Opfer von Gewalttaten
steht den Betroffenen z.B. ein Rechtsanspruch auf Traumaambulanzbehand-
lungen und Leistungen des Fallmanagements zu. Ob der im SGB XIV gefun-
dene Weg mit einem weiterhin sehr ausufernden Leistungskatalog – man
denke nur an die Kleiderverschleißpauschale und den Berufsschadensaus-
gleich – einer ist, der sich als so zukunftsfähig erweist, wie es der Bundesge-
setzgeber angestrebt hat, mag man bezweifeln. Jedenfalls aber führt dieser
Weg dazu, nicht wenige Regelungen und deren Ausformungen, z.B. durch die
Gerichte, die Länder und den Bund, auch zukünftig weiter nutzen zu können,
was unter dem Aspekt einer wünschenswerten Rechtssicherheit sicherlich
erfreulich ist. Dort, wo das SGB XIV neue rechtliche Standards setzt oder neue
Rechtsbegriffe kreiert, sind alle, die auch das bisherige Recht bereits motiviert
und engagiert dorthin gebracht haben, wo es heute steht, aufgerufen, auch in
Zukunft dazu beizutragen, dass das Soziale Entschädigungsrecht ein Rechts-
bereich bleibt, der vor allem eines leistet: Gewährung von Hilfe und Schutz für
diejenigen, die beides aufgrund eines gesellschaftlichen Sonderopfers benö-
tigen.
Ich hoffe, mit dem aktuellen SER-Ratgeber Interessierten und Fachkundigen
einen umfassenden Überblick über das Recht der Sozialen Entschädigung und
seine Ausgestaltung geben zu können.

Bielefeld, im Juli 2020
Sven Busse
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SGG Inhaltsübersicht

3. zu gewährleisten, dass die zur Benutzung eines Datenverarbeitungssys-
tems Berechtigten ausschließlich auf die ihrer Zugriffsberechtigung unter-
liegenden Daten zugreifen können, und dass Sozialdaten bei der Verar-
beitung, Nutzung und nach der Speicherung nicht unbefugt gelesen,
kopiert, verändert oder entfernt werden können (Zugriffskontrolle),

4. zu gewährleisten, dass Sozialdaten bei der elektronischen Übertragung
oder während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträger
nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder entfernt werden können,
und dass überprüft und festgestellt werden kann, an welche Stellen eine
Übermittlung von Sozialdaten durch Einrichtungen zur Datenübertragung
vorgesehen ist (Weitergabekontrolle),

5. zu gewährleisten, dass nachträglich überprüft und festgestellt werden
kann, ob und von wem Sozialdaten in Datenverarbeitungssysteme einge-
geben, verändert oder entfernt worden sind (Eingabekontrolle),

6. zu gewährleisten, dass Sozialdaten, die im Auftrag erhoben, verarbeitet
oder genutzt werden, nur entsprechend den Weisungen des Auftragge-
bers erhoben, verarbeitet oder genutzt werden können (Auftrags-
kontrolle),

7. zu gewährleisten, dass Sozialdaten gegen zufällige Zerstörung oder Ver-
lust geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle),

8. zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene Sozial-
daten getrennt verarbeitet werden können.

3Eine Maßnahme nach Satz 2 Nummer 2 bis 4 ist insbesondere die Verwen-
dung von dem Stand der Technik entsprechenden Verschlüsselungsverfahren.

2.4
Sozialgerichtsgesetz (SGG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 1975
(BGBl. I S. 2535), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Juni 2020

(BGBl. I S. 1248)

Inhaltsübersicht §§

ERSTER TEIL
Gerichtsverfassung

Gerichtsbarkeit und Richteramt....................................... 1 bis 6
Sozialgerichte ............................................................ 7 bis 27
Landessozialgerichte ................................................... 28 bis 35
Bundessozialgericht..................................................... 38 bis 50
Rechtsweg und Zuständigkeit ........................................ 51 bis 59
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§§ 1–3 SGGGerichtsverfassung
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§§
ZWEITER TEIL

Verfahren

1. Abschnitt
Gemeinsame Verfahrensvorschriften

Allgemeine Vorschriften ................................................ 60 bis 75
Beweissicherungsverfahren ........................................... 76
Vorverfahren und einstweiliger Rechtsschutz ..................... 77 bis 86 b
Verfahren im ersten Rechtszug ...................................... 87 bis 122
Urteile und Beschlüsse................................................. 123 bis 142
(weggefallen) ............................................................. 142 a

2. Abschnitt
Rechtsmittel

Berufung................................................................... 143 bis 159
Revision ................................................................... 160 bis 171
Beschwerde, Erinnerung, Anhörungsrüge ......................... 172 bis 178 a
Wiederaufnahme des Verfahrens und besondere Verfahrens-
vorschriften................................................................ 179 bis 182 a

4. Abschnitt
Kosten und Vollstreckung

Kosten...................................................................... 183 bis 197 b
Vollstreckung ............................................................. 198 bis 201
Übergangs- und Schlussvorschriften............................ 202 bis 219

ERSTER TEIL
Gerichtsverfassung

ERSTER ABSCHNITT
Gerichtsbarkeit und Richteramt

§ 1 (Unabhängige besondere Verwaltungsgerichte)

Die Sozialgerichtsbarkeit wird durch unabhängige, von den Verwal-
tungsbehörden getrennte, besondere Verwaltungsgerichte ausgeübt.

§ 2 (Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit)

Als Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit werden in den Ländern Sozial-
gerichte und Landessozialgerichte, im Bund das Bundessozialgericht
errichtet.

§ 3 (Besetzung der Gerichte)

Die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit werden mit Berufsrichtern und
ehrenamtlichen Richtern besetzt.
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SGG §§ 4–7 Gerichtsverfassung

§ 4 (Einrichtung einer Geschäftsstelle)

1Bei jedem Gericht wird eine Geschäftsstelle eingerichtet, die mit der
erforderlichen Zahl von Urkundsbeamten besetzt wird. 2Das Nähere
bestimmen für das Bundessozialgericht das Bundesministerium für
Arbeit und Soziales, für die Sozialgerichte und Landessozialgerichte die
nach Landesrecht zuständigen Stellen.

§ 5 (Rechts- und Amtshilfe)

(1) Alle Gerichte, Verwaltungsbehörden und Organe der Versiche-
rungsträger leisten den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit Rechts- und
Amtshilfe.

(2) 1Das Ersuchen an ein Sozialgericht um Rechtshilfe ist an das Sozi-
algericht zu richten, in dessen Bezirk die Amtshandlung vorgenommen
werden soll. 2Das Ersuchen ist durch den Vorsitzenden einer Kammer
durchzuführen. 3Ist die Amtshandlung außerhalb des Sitzes des ersuch-
ten Sozialgerichts vorzunehmen, so kann dieses Gericht das Amtsgericht
um die Vornahme der Rechtshilfe ersuchen.

(3) Die §§ 158 bis 160, 164 bis 166, 168 des Gerichtsverfassungsgeset-
zes gelten entsprechend.

§ 6 (Geltung von Vorschriften des Zweiten Titels des GVG)

Für die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit gelten die Vorschriften des
Zweiten Titels des Gerichtsverfassungsgesetzes nach Maßgabe der fol-
genden Vorschriften entsprechend:
1. Das Präsidium teilt die ehrenamtlichen Richter im voraus für jedes

Geschäftsjahr, mindestens für ein Vierteljahr, einem oder mehreren
Spruchkörpern zu, stellt die Reihenfolge fest, in der sie zu den Ver-
handlungen heranzuziehen sind, und regelt die Vertretung für den
Fall der Verhinderung. Von der Reihenfolge darf nur aus besonderen
Gründen abgewichen werden; die Gründe sind aktenkundig zu
machen.

2. Den Vorsitz in den Kammern der Sozialgerichte führen die
Berufsrichter.

ZWEITER ABSCHNITT
Sozialgerichte

§ 7 (Errichtung; Gerichtsbezirke; Zweigstellen)

(1) 1Die Sozialgerichte werden als Landesgerichte errichtet. 2Die
Errichtung und Aufhebung eines Gerichts und die Verlegung eines
Gerichtssitzes werden durch Gesetz angeordnet. 3Änderungen in der
Abgrenzung der Gerichtsbezirke können auch durch Rechtsverordnung
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§§ 8–10 SGGGerichtsverfassung
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bestimmt werden. 4Die Landesregierung oder die von ihr beauftragte
Stelle kann anordnen, daß außerhalb des Sitzes eines Sozialgerichts
Zweigstellen errichtet werden.

(2) Mehrere Länder können gemeinsame Sozialgerichte errichten oder
die Ausdehnung von Gerichtsbezirken über die Landesgrenzen hinaus
vereinbaren.

(3) Wird ein Sozialgericht aufgehoben oder wird die Abgrenzung der
Gerichtsbezirke geändert, so kann durch Landesgesetz bestimmt werden,
daß die bei dem aufgehobenen Gericht oder bei dem von der Änderung in
der Abgrenzung der Gerichtsbezirke betroffenen Gericht rechtshängigen
Streitsachen auf ein anderes Sozialgericht übergehen.

§ 8 (Zuständigkeit)

Die Sozialgerichte entscheiden, soweit durch Gesetz nichts anderes
bestimmt ist, im ersten Rechtszug über alle Streitigkeiten, für die der
Rechtsweg vor den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit offensteht.

§ 9 (Besetzung der Sozialgerichte; Dienstaufsicht)

(1) Das Sozialgericht besteht aus der erforderlichen Zahl von Berufs-
richtern als Vorsitzenden und aus den ehrenamtlichen Richtern.

(2) Die für die allgemeine Dienstaufsicht und die sonstigen Geschäfte
der Gerichtsverwaltung zuständige Stelle wird durch Landesrecht
bestimmt.

§ 10 (Kammern der Sozialgerichte; Kammerbezirk)

(1) 1Bei den Sozialgerichten werden Kammern für Angelegenheiten der
Sozialversicherung, der Arbeitsförderung einschließlich der übrigen Auf-
gaben der Bundesagentur für Arbeit, für Angelegenheiten der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende, für Angelegenheiten der Sozialhilfe ein-
schließlich der Angelegenheiten nach Teil 2 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch und des Asylbewerberleistungsgesetzes sowie für
Angelegenheiten des sozialen Entschädigungsrechts (Recht der sozialen
Entschädigung bei Gesundheitsschäden) und des Schwerbehinderten-
rechts gebildet. 2Für Angelegenheiten der Knappschaftsversicherung
einschließlich der Unfallversicherung für den Bergbau können eigene
Kammern gebildet werden.

(2) 1Für Streitigkeiten aufgrund der Beziehungen zwischen Kranken-
kassen und Vertragsärzten, Psychotherapeuten, Vertragszahnärzten (Ver-
tragsarztrecht) einschließlich ihrer Vereinigungen und Verbände sind
eigene Kammern zu bilden. 2Zu diesen Streitigkeiten gehören auch
1. Klagen gegen Entscheidungen und Richtlinien des Gemeinsamen

Bundesausschusses, soweit diese Entscheidungen und die streitge-
genständlichen Regelungen der Richtlinien die vertragsärztliche Ver-
sorgung betreffen,
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SGG §§ 10–12 Gerichtsverfassung

2. Klagen in Aufsichtsangelegenheiten gegenüber dem Gemeinsamen
Bundesausschuss, denen die in Nummer 1 genannten Entscheidun-
gen und Regelungen der Richtlinien des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses zugrunde liegen, und

3. Klagen aufgrund von Verträgen nach den §§ 73 b und 73 c des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch sowie Klagen im Zusammenhang mit
der Teilnahme an der vertragsärztlichen Versorgung aufgrund von
Ermächtigungen nach den §§ 116, 116 a und 117 bis 119 b des Fünf-
ten Buches Sozialgesetzbuch, Klagen wegen der Vergütung nach
§ 120 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch sowie Klagen aufgrund
von Verträgen nach § 140 a des Fünften Buches Sozialgesetzbuch,
soweit es um die Bereinigung der Gesamtvergütung nach § 140 d des
Fünften Buches Sozialgesetzbuch geht.

(3) 1Der Bezirk einer Kammer kann auf Bezirke anderer Sozialgerichte
erstreckt werden. 2Die beteiligten Länder können die Ausdehnung des
Bezirks einer Kammer auf das Gebiet oder Gebietsteile mehrerer Länder
vereinbaren.

§ 11 (Ernennung von Berufsrichtern)

(1) Die Berufsrichter werden nach Maßgabe des Landesrechts nach
Beratung mit einem für den Bezirk des Landessozialgerichts zu bildenden
Ausschuss auf Lebenszeit ernannt.

(2) 1Der Ausschuss ist von der nach Landesrecht zuständigen Stelle
zu errichten. 2Ihm sollen in angemessenem Verhältnis Vertreter der Versi-
cherten, der Arbeitgeber, der Versorgungsberechtigten und der mit dem
sozialen Entschädigungsrecht oder der Teilhabe behinderter Menschen
vertrauten Personen sowie der Sozialgerichtsbarkeit angehören.

(3) Bei den Sozialgerichten können Richter auf Probe und Richter kraft
Auftrags verwendet werden.

(4) Bei dem Sozialgericht und bei dem Landessozialgericht können auf
Lebenszeit ernannte Richter anderer Gerichte und Rechtslehrer an einer
staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschule für eine bestimmte
Zeit von mindestens zwei Jahren, längstens jedoch für die Dauer ihres
Hauptamts, zu Richtern im Nebenamt ernannt werden.

§ 12 (Besetzung der Kammern des Sozialgerichts)

(1) 1Jede Kammer des Sozialgerichts wird in der Besetzung mit einem
Vorsitzenden und zwei ehrenamtlichen Richtern als Beisitzern tätig. 2Bei
Beschlüssen außerhalb der mündlichen Verhandlung und bei Gerichtsbe-
scheiden wirken die ehrenamtlichen Richter nicht mit.

(2) 1In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialversicherung, der
Grundsicherung für Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten auf
Grund des § 6 a des Bundeskindergeldgesetzes und der Arbeitsförderung
gehört je ein ehrenamtlicher Richter dem Kreis der Versicherten und der
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Arbeitgeber an. 2Sind für Angelegenheiten einzelner Zweige der Sozial-
versicherung eigene Kammern gebildet, so sollen die ehrenamtlichen
Richter dieser Kammern an dem jeweiligen Versicherungszweig beteiligt
sein.

(3) 1In den Kammern für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts wir-
ken je ein ehrenamtlicher Richter aus den Kreisen der Krankenkassen
und der Vertragsärzte, Vertragszahnärzte und Psychotherapeuten mit. 2In
Angelegenheiten der Vertragsärzte, Vertragszahnärzte und Psychothera-
peuten wirken als ehrenamtliche Richter nur Vertragsärzte, Vertragszahn-
ärzte und Psychotherapeuten mit. 3Als Vertragsärzte, Vertragszahnärzte
und zur vertragsärztlichen Versorgung zugelassene Psychotherapeuten
gelten auch bei diesen oder in medizinischen Versorgungszentren ange-
stellte Ärzte, Zahnärzte und Psychotherapeuten, die Mitglied der Kassen-
ärztlichen oder Kassenzahnärztlichen Vereinigung sind.

(4) In den Kammern für Angelegenheiten des sozialen Entschädi-
gungsrechts und des Schwerbehindertenrechts wirken je ein ehrenamtli-
cher Richter aus dem Kreis der mit dem sozialen Entschädigungsrecht
oder dem Recht der Teilhabe behinderter Menschen vertrauten Personen
und dem Kreis der Versorgungsberechtigten, der behinderten Menschen
im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und der Versicherten
mit; dabei sollen Hinterbliebene von Versorgungsberechtigten in ange-
messener Zahl beteiligt werden.

(5) In den Kammern für Angelegenheiten der Sozialhilfe einschließlich
der Angelegenheiten nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch
und des Asylbewerberleistungsgesetzes wirken ehrenamtliche Richter
aus den Vorschlagslisten der Kreise und der kreisfreien Städte mit.

§ 13 (Berufung ehrenamtlicher Richter; Amtsdauer)

(1) 1Die ehrenamtlichen Richter werden von der nach Landesrecht
zuständigen Stelle aufgrund von Vorschlagslisten (§ 14) für fünf Jahre
berufen; sie sind in angemessenem Verhältnis unter billiger Berücksichti-
gung der Minderheiten aus den Vorschlagslisten zu entnehmen. 2Die
zuständige Stelle kann eine Ergänzung der Vorschlagslisten verlangen.

(2) 1Die Landesregierungen werden ermächtigt, durch Rechtsverord-
nung eine einheitliche Amtsperiode festzulegen; sie können diese
Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf die jeweils zuständige
oberste Landesbehörde übertragen. 2Wird eine einheitliche Amtsperiode
festgelegt, endet die Amtszeit der ehrenamtlichen Richter ohne Rücksicht
auf den Zeitpunkt ihrer Berufung mit dem Ende der laufenden
Amtsperiode.

(3) 1Die ehrenamtlichen Richter bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit im
Amt, bis ihre Nachfolger berufen sind. 2Erneute Berufung ist zulässig.
3Bei vorübergehendem Bedarf kann die nach Landesrecht zuständige
Stelle weitere ehrenamtliche Richter nur für ein Jahr berufen.
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SGG §§ 13, 14 Gerichtsverfassung

(4) Die Zahl der ehrenamtlichen Richter, die für die Kammern für Ange-
legenheiten der Sozialversicherung, der Arbeitsförderung, der Grundsi-
cherung für Arbeitsuchende, der Sozialhilfe einschließlich der Angele-
genheiten nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und des
Asylbewerberleistungsgesetzes, des sozialen Entschädigungsrechts und
des Schwerbehindertenrechts zu berufen sind, bestimmt sich nach Lan-
desrecht; die Zahl der ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Ange-
legenheiten der Knappschaftsversicherung und für Angelegenheiten des
Vertragsarztrechts ist je besonders festzusetzen.

(5) Bei der Berufung der ehrenamtlichen Richter für die Kammern für
Angelegenheiten der Sozialversicherung ist auf ein angemessenes Ver-
hältnis zu der Zahl der im Gerichtsbezirk ansässigen Versicherten der
einzelnen Versicherungszweige Rücksicht zu nehmen.

(6) Die ehrenamtlichen Richter für die Kammern für Angelegenheiten
des sozialen Entschädigungsrechts und des Schwerbehindertenrechts
sind in angemessenem Verhältnis zu der Zahl der von den Vorschlagsbe-
rechtigten vertretenen Versorgungsberechtigten, behinderten Menschen
im Sinne des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und Versicherten zu
berufen.

§ 14 (Vorschlagslisten)

(1) 1Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den
Kammern für Angelegenheiten der Sozialversicherung, der Grundsiche-
rung für Arbeitsuchende einschließlich der Streitigkeiten auf Grund des
§ 6 a des Bundeskindergeldgesetzes und der Arbeitsförderung mitwirken,
werden aus dem Kreis der Versicherten und aus dem Kreis der Arbeitge-
ber aufgestellt. 2Gewerkschaften, selbständige Vereinigungen von Arbeit-
nehmern mit sozial- oder berufspolitischer Zwecksetzung und die in
Absatz 3 Satz 2 genannten Vereinigungen stellen die Vorschlagslisten für
ehrenamtliche Richter aus dem Kreis der Versicherten auf. 3Vereinigun-
gen von Arbeitgebern und die in § 16 Absatz 4 Nummer 3 bezeichneten
obersten Bundes- oder Landesbehörden stellen die Vorschlagslisten aus
dem Kreis der Arbeitgeber auf.

(2) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den
Kammern für Angelegenheiten des Vertragsarztrechts mitwirken, werden
nach Bezirken von den Kassenärztlichen und Kassenzahnärztlichen Ver-
einigungen und von den Zusammenschlüssen der Krankenkassen auf-
gestellt.

(3) 1Für die Kammern für Angelegenheiten des sozialen Entschädi-
gungsrechts und des Schwerbehindertenrechts werden die Vorschlags-
listen für die mit dem sozialen Entschädigungsrecht oder dem Recht der
Teilhabe behinderter Menschen vertrauten Personen von den Landesver-
sorgungsämtern oder nach Maßgabe des Landesrechts von den Stellen
aufgestellt, denen deren Aufgaben übertragen worden sind oder die für
die Durchführung des Bundesversorgungsgesetzes oder des Rechts der
Teilhabe behinderter Menschen zuständig sind. 2Die Vorschlagslisten für
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die Versorgungsberechtigten, die behinderten Menschen und die Versi-
cherten werden aufgestellt von den im Gerichtsbezirk vertretenen Vereini-
gungen, deren satzungsgemäße Aufgaben die gemeinschaftliche Interes-
senvertretung, die Beratung und Vertretung der Leistungsempfänger
nach dem sozialen Entschädigungsrecht oder der behinderten Menschen
wesentlich umfassen und die unter Berücksichtigung von Art und
Umfang ihrer bisherigen Tätigkeit sowie ihres Mitgliederkreises die
Gewähr für eine sachkundige Erfüllung dieser Aufgaben bieten. 3Vor-
schlagsberechtigt nach Satz 2 sind auch die Gewerkschaften und selb-
ständige Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder berufspoliti-
scher Zwecksetzung.

(4) Die Vorschlagslisten für die ehrenamtlichen Richter, die in den
Kammern für Angelegenheiten der Sozialhilfe einschließlich der Angele-
genheiten nach Teil 2 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch und des
Asylbewerberleistungsgesetzes mitwirken, werden von den Kreisen und
den kreisfreien Städten aufgestellt.

§ 15 (weggefallen)

§ 16 (Persönliche Voraussetzungen für das Amt des
ehrenamtlichen Richters)

(1) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht kann nur
ausüben, wer Deutscher ist und das fünfundzwanzigste Lebensjahr voll-
endet hat.

(2) weggefallen
(3) 1Ehrenamtlicher Richter aus Kreisen der Versicherten kann auch

sein, wer arbeitslos ist oder Rente aus eigener Versicherung bezieht. 2Eh-
renamtlicher Richter aus Kreisen der Arbeitgeber kann auch sein, wer
vorübergehend oder zu gewissen Zeiten des Jahres keine Arbeitnehmer
beschäftigt.

(4) 1Ehrenamtliche Richter aus Kreisen der Arbeitgeber können sein
1. Personen, die regelmäßig mindestens einen versicherungspflichti-

gen Arbeitnehmer beschäftigen; ist ein Arbeitgeber zugleich Versi-
cherter oder bezieht er eine Rente aus eigener Versicherung, so
begründet die Beschäftigung einer Hausgehilfin oder Hausangestell-
ten nicht die Arbeitgebereigenschaft im Sinne dieser Vorschrift;

2. bei Betrieben einer juristischen Person oder einer Personengesamt-
heit Personen, die kraft Gesetzes, Satzung oder Gesellschaftsver-
trags allein oder als Mitglieder des Vertretungsorgans zur Vertretung
der juristischen Person oder der Personengesamtheit berufen sind;

3. Beamte und Angestellte des Bundes, der Länder, der Gemeinden
und Gemeindeverbände sowie bei anderen Körperschaften, Anstal-
ten und Stiftungen des öffentlichen Rechts nach näherer Anordnung
der zuständigen obersten Bundes- oder Landesbehörde;
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SGG §§ 16, 17 Gerichtsverfassung

4. Personen, denen Prokura oder Generalvollmacht erteilt ist, oder
Angestellte, die regelmäßig für den Arbeitgeber in Personalangele-
genheiten tätig werden, sowie leitende Angestellte;

5. Mitglieder und Angestellte von Vereinigungen von Arbeitgebern
sowie Vorstandsmitglieder und Angestellte von Zusammenschlüs-
sen solcher Vereinigungen, wenn diese Personen kraft Satzung oder
Vollmacht zur Vertretung befugt sind.

2Ehrenamtlicher Richter aus den Kreisen der Arbeitgeber kann auch sein,
wer in einem Zeitraum bis zu einem Jahr vor seiner Berufung die Voraus-
setzungen des Satzes 1 erfüllt hat und zum Zeitpunkt der Berufung weder
eine Rente aus eigener Versicherung bezieht noch Versicherter ist, es sei
denn, er steht oder stand in einem Beschäftigungsverhältnis nach Satz 1
Nummer 3, 4 oder 5.

(5) Bei Sozialgerichten, in deren Bezirk wesentliche Teile der Bevölke-
rung in der Seeschiffahrt beschäftigt sind, können ehrenamtliche Richter
aus dem Kreis der Versicherten auch befahrene Schiffahrtskundige sein,
die nicht Reeder, Reedereileiter (Korrespondentreeder, §§ 492 bis 499 des
Handelsgesetzbuchs) oder Bevollmächtigte sind.

(6) Die ehrenamtlichen Richter sollen im Bezirk des Sozialgerichts
wohnen oder ihren Betriebssitz haben oder beschäftigt sein.

§ 17 (Ausschluss vom Amt des ehrenamtlichen Richters)

(1) 1Vom Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht ist ausge-
schlossen,
1. wer infolge Richterspruchs die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher

Ämter nicht besitzt oder wegen einer vorsätzlichen Tat zu einer Frei-
heitsstrafe von mehr als sechs Monaten verurteilt worden ist,

2. wer wegen einer Tat angeklagt ist, die den Verlust der Fähigkeit zur
Bekleidung öffentlicher Ämter zur Folge haben kann,

3. wer das Wahlrecht zum Deutschen Bundestag nicht besitzt.
2Personen, die in Vermögensverfall geraten sind, sollen nicht zu ehren-
amtlichen Richtern berufen werden.

(2) 1Mitglieder der Vorstände von Trägern und Verbänden der Sozial-
versicherung, der Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigun-
gen und der Bundesagentur für Arbeit können nicht ehrenamtliche Rich-
ter sein. 2Davon unberührt bleibt die Regelung in Absatz 4.

(3) Die Bediensteten der Träger und Verbände der Sozialversicherung,
der Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen) Vereinigungen, der Dienst-
stellen der Bundesagentur für Arbeit und der Kreise und kreisfreien
Städte können nicht ehrenamtliche Richter in der Kammer sein, die über
Streitigkeiten aus ihrem Arbeitsgebiet entscheidet.
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(4) Mitglieder der Vorstände sowie leitende Beschäftigte bei den Kran-
ken- und Pflegekassen und ihren Verbänden sowie Geschäftsführer und
deren Stellvertreter bei den Kassenärztlichen (Kassenzahnärztlichen)
Vereinigungen sind als ehrenamtliche Richter in den Kammern für Ange-
legenheiten des Vertragsarztrechts nicht ausgeschlossen.

(5) Das Amt des ehrenamtlichen Richters am Sozialgericht, der zum
ehrenamtlichen Richter in einem höheren Rechtszug der Sozialgerichts-
barkeit berufen wird, endet mit der Berufung in das andere Amt.

§ 18 (Ablehnungsgründe; Entlassung auf Antrag)

(1) Die Übernahme des Amtes als ehrenamtlicher Richter kann nur
ablehnen,
1. wer die Regelaltersgrenze nach dem Sechsten Buch Sozialgesetz-

buch erreicht hat,
2. wer in den zehn der Berufung vorhergehenden Jahren als ehrenamt-

licher Richter bei einem Gericht der Sozialgerichtsbarkeit tätig gewe-
sen ist,

3. wer durch ehrenamtliche Tätigkeit für die Allgemeinheit so in
Anspruch genommen ist, daß ihm die Übernahme des Amtes nicht
zugemutet werden kann,

4. wer aus gesundheitlichen Gründen verhindert ist, das Amt ord-
nungsmäßig auszuüben,

5. wer glaubhaft macht, daß wichtige Gründe ihm die Ausübung des
Amtes in besonderem Maße erschweren.

(2) Ablehnungsgründe sind nur zu berücksichtigen, wenn sie innerhalb
von zwei Wochen, nachdem der ehrenamtliche Richter von seiner Beru-
fung in Kenntnis gesetzt worden ist, von ihm geltend gemacht werden.

(3) 1Der ehrenamtliche Richter kann auf Antrag aus dem Amt entlassen
werden, wenn einer der in Absatz 1 Nr. 3 bis 5 bezeichneten Gründe nach-
träglich eintritt. 2Eines Antrages bedarf es nicht, wenn der ehrenamtliche
Richter seinen Wohnsitz aus dem Bezirk des Sozialgerichts verlegt und
seine Heranziehung zu den Sitzungen dadurch wesentlich erschwert
wird.

(4) Über die Berechtigung zur Ablehnung des Amtes oder über die Ent-
lassung aus dem Amt entscheidet die vom Präsidium für jedes
Geschäftsjahr im voraus bestimmte Kammer endgültig.

§ 19 (Rechte des ehrenamtlichen Richters)

(1) Der ehrenamtliche Richter übt sein Amt mit gleichen Rechten wie
der Berufsrichter aus.

(2) Die ehrenamtlichen Richter erhalten eine Entschädigung nach dem
Justizvergütungs- und -entschädigungsgesetz.
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3.
Ansprüche auf allgemeine

Sozialleistungen

3.1
Sozialgesetzbuch (SGB)

Zweites Buch (II)
– Grundsicherung für Arbeitsuchende –

in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Mai 2011 (BGBl. I S. 850,
ber. S. 2094), zuletzt geändert durch Gesetz vom 12. Juni 2020

(BGBl. I S. 1248)

Inhaltsübersicht §§

Kapitel 1
Fördern und Fordern

Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeitsuchende ............... 1
Grundsatz des Forderns.......................................................... 2
Leistungsgrundsätze .............................................................. 3
Leistungsformen.................................................................... 4
Verhältnis zu anderen Leistungen.............................................. 5
Träger der Grundsicherung für Arbeitsuchende............................. 6
Zugelassene kommunale Träger ............................................... 6 a
Rechtsstellung der zugelassenen kommunalen Träger ................... 6 b
Personalübergang bei Zulassung weiterer kommunaler Träger und
bei Beendigung der Trägerschaft............................................... 6 c
Jobcenter ............................................................................ 6 d

Kapitel 2
Anspruchsvoraussetzungen

Leistungsberechtigte .............................................................. 7
Altersgrenze ......................................................................... 7 a
Erwerbsfähigkeit.................................................................... 8
Hilfebedürftigkeit.................................................................... 9
Zumutbarkeit ........................................................................ 10
Zu berücksichtigendes Einkommen............................................ 11
Nicht zu berücksichtigendes Einkommen..................................... 11 a
Absetzbeträge ...................................................................... 11 b
Zu berücksichtigendes Vermögen.............................................. 12
Vorrangige Leistungen ............................................................ 12 a
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SGB II Inhaltsübersicht

§§
Verordnungsermächtigung ....................................................... 13

Kapitel 3
Leistungen

Abschnitt 1
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

Grundsatz des Förderns.......................................................... 14
Eingliederungsvereinbarung ..................................................... 15
(weggefallen)........................................................................ 15 a
Leistungen zur Eingliederung ................................................... 16
Kommunale Eingliederungsleistungen ........................................ 16 a
Einstiegsgeld ........................................................................ 16 b
Leistungen zur Eingliederung von Selbständigen........................... 16 c
Arbeitsgelegenheiten .............................................................. 16 d
Eingliederung von Langzeitarbeitslosen ...................................... 16 e
Freie Förderung .................................................................... 16 f
Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit ................................. 16 g
Förderung schwer zu erreichender junger Menschen ..................... 16 h
Teilhabe am Arbeitsmarkt ........................................................ 16 i
Einrichtungen und Dienste für Leistungen zur Eingliederung ............ 17
Örtliche Zusammenarbeit......................................................... 18
Zusammenarbeit mit den für die Arbeitsförderung zuständigen Stel-
len ..................................................................................... 18 a
Kooperationsausschuss .......................................................... 18 b
Bund-Länder-Ausschuss ......................................................... 18 c
Örtlicher Beirat...................................................................... 18 d
Beauftragte für Chancengleichheit am Arbeitsmarkt ....................... 18 e

Abschnitt 2
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

Unterabschnitt 1 Leistungsanspruch
Arbeitslosengeld II, Sozialgeld und Leistungen für Bildung und Teil-
habe................................................................................... 19

Unterabschnitt 2 Arbeitslosengeld II und Sozialgeld
Regelbedarf zur Sicherung des Lebensunterhalts .......................... 20
Mehrbedarfe......................................................................... 21
Bedarfe für Unterkunft und Heizung ........................................... 22
Satzungsermächtigung............................................................ 22 a
Inhalt der Satzung ................................................................. 22 b
Datenerhebung, -auswertung und -überprüfung ............................ 22 c
Besonderheiten beim Sozialgeld ............................................... 23

Unterabschnitt 3 Abweichende Leistungserbringung und weitere
Leistungen

Abweichende Erbringung von Leistungen .................................... 24
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§§
Leistungen bei medizinischer Rehabilitation der Rentenversicherung
und bei Anspruch auf Verletztengeld aus der Unfallversicherung ...... 25
Zuschüsse zu Beiträgen zur Krankenversicherung und Pflegeversi-
cherung............................................................................... 26
Leistungen für Auszubildende................................................... 27

Unterabschnitt 4 Leistungen für Bildung und Teilhabe
Bedarfe für Bildung und Teilhabe .............................................. 28
Erbringung der Leistungen für Bildung und Teilhabe ...................... 29
Berechtigte Selbsthilfe ............................................................ 30

Unterabschnitt 5 Sanktionen
Pflichtverletzungen................................................................. 31
Rechtsfolgen bei Pflichtverletzungen .......................................... 31 a
Beginn und Dauer der Minderung .............................................. 31 b
Meldeversäumnisse ............................................................... 32

Unterabschnitt 6 Verpflichtungen Anderer
Übergang von Ansprüchen ...................................................... 33
Ersatzansprüche bei sozialwidrigem Verhalten ............................. 34
Ersatzansprüche für rechtswidrig erbrachte Leistungen................... 34 a
Erstattungsanspruch bei Doppelleistungen................................... 34 b
Ersatzansprüche nach sonstigen Vorschriften............................... 34 c
(weggefallen)........................................................................ 35

Kapitel 4
Gemeinsame Vorschriften für Leistungen

Abschnitt 1
Zuständigkeit und Verfahren

Örtliche Zuständigkeit ............................................................. 36
Kostenerstattung bei Aufenthalt im Frauenhaus ............................ 36 a
Antragserfordernis ................................................................. 37
Vertretung der Bedarfsgemeinschaft .......................................... 38
Sofortige Vollziehbarkeit .......................................................... 39
Anwendung von Verfahrensvorschriften ...................................... 40
Erstattungsanspruch............................................................... 40 a
Berechnung der Leistungen und Bewilligungszeitraum.................... 41
Vorläufige Entscheidung.......................................................... 41 a
Fälligkeit, Auszahlung und Unpfändbarkeit der Leistungen .............. 42
Darlehen ............................................................................. 42 a
Aufrechnung......................................................................... 43
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Kapitel 1
Fördern und Fordern

§ 1 Aufgabe und Ziel der Grundsicherung für Arbeitsuchende

(1) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll es Leistungsberech-
tigten ermöglichen, ein Leben zu führen, das der Würde des Menschen
entspricht.

(2) 1Die Grundsicherung für Arbeitsuchende soll die Eigenverantwor-
tung von erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und Personen, die mit
ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft leben, stärken und dazu beitragen,
dass sie ihren Lebensunterhalt unabhängig von der Grundsicherung aus
eigenen Mitteln und Kräften bestreiten können. 2Sie soll erwerbsfähige
Leistungsberechtigte bei der Aufnahme oder Beibehaltung einer
Erwerbstätigkeit unterstützen und den Lebensunterhalt sichern, soweit
sie ihn nicht auf andere Weise bestreiten können. 3Die Gleichstellung von
Männern und Frauen ist als durchgängiges Prinzip zu verfolgen. 4Die
Leistungen der Grundsicherung sind insbesondere darauf auszurichten,
dass
1. durch eine Erwerbstätigkeit Hilfebedürftigkeit vermieden oder besei-

tigt, die Dauer der Hilfebedürftigkeit verkürzt oder der Umfang der
Hilfebedürftigkeit verringert wird,

2. die Erwerbsfähigkeit einer leistungsberechtigten Person erhalten,
verbessert oder wieder hergestellt wird,

3. geschlechtsspezifischen Nachteilen von erwerbsfähigen Leistungs-
berechtigten entgegengewirkt wird,

4. die familienspezifischen Lebensverhältnisse von erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten, die Kinder erziehen oder pflegebedürftige
Angehörige betreuen, berücksichtigt werden,

5. behindertenspezifische Nachteile überwunden werden,
6. Anreize zur Aufnahme und Ausübung einer Erwerbstätigkeit

geschaffen und aufrechterhalten werden.

(3) Die Grundsicherung für Arbeitsuchende umfasst Leistungen zur
1. Beratung,
2. Beendigung oder Verringerung der Hilfebedürftigkeit insbesondere

durch Eingliederung in Ausbildung oder Arbeit und
3. Sicherung des Lebensunterhalts.

§ 2 Grundsatz des Forderns

(1) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer
Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen müssen alle Möglichkeiten zur
Beendigung oder Verringerung ihrer Hilfebedürftigkeit ausschöpfen.
2Eine erwerbsfähige leistungsberechtigte Person muss aktiv an allen
Maßnahmen zu ihrer Eingliederung in Arbeit mitwirken, insbesondere
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eine Eingliederungsvereinbarung abschließen. 3Wenn eine Erwerbstätig-
keit auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt in absehbarer Zeit nicht möglich
ist, hat die erwerbsfähige leistungsberechtigte Person eine ihr angebo-
tene zumutbare Arbeitsgelegenheit zu übernehmen.

(2) 1Erwerbsfähige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer
Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen haben in eigener Verantwor-
tung alle Möglichkeiten zu nutzen, ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mit-
teln und Kräften zu bestreiten. 2Erwerbsfähige Leistungsberechtigte müs-
sen ihre Arbeitskraft zur Beschaffung des Lebensunterhalts für sich und
die mit ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen einsetzen.

§ 3 Leistungsgrundsätze

(1) 1Leistungen zur Eingliederung in Arbeit können erbracht werden,
soweit sie zur Vermeidung oder Beseitigung, Verkürzung oder Verminde-
rung der Hilfebedürftigkeit für die Eingliederung erforderlich sind. 2Bei
den Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sind
1. die Eignung,
2. die individuelle Lebenssituation, insbesondere die familiäre

Situation,
3. die voraussichtliche Dauer der Hilfebedürftigkeit und
4. die Dauerhaftigkeit der Eingliederung
der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten zu berücksichtigen. 3Vorran-
gig sollen Maßnahmen eingesetzt werden, die die unmittelbare Aufnahme
einer Erwerbstätigkeit ermöglichen. 4Bei der Leistungserbringung sind
die Grundsätze von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit zu beachten.

(2) 1Bei der Beantragung von Leistungen nach diesem Buch sollen
unverzüglich Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach dem Ersten
Abschnitt des Dritten Kapitels erbracht werden. 2Bei fehlendem Berufsab-
schluss sind insbesondere die Möglichkeiten zur Vermittlung in eine Aus-
bildung zu nutzen.

(2 a) 1Die Agentur für Arbeit hat darauf hinzuwirken, dass erwerbsfä-
hige Leistungsberechtigte, die
1. nicht über ausreichende deutsche Sprachkenntnisse verfügen, an

einem Integrationskurs nach § 43 des Aufenthaltsgesetzes teilneh-
men, oder

2. darüber hinaus notwendige berufsbezogene Sprachkenntnisse
benötigen, an der berufsbezogenen Deutschsprachförderung nach
§ 45 a des Aufenthaltsgesetzes teilnehmen,

sofern sie teilnahmeberechtigt sind und nicht unmittelbar in eine Ausbil-
dung oder Arbeit vermittelt werden können und ihnen eine Teilnahme an
einem Integrationskurs oder an der berufsbezogenen Deutschsprachför-
derung daneben nicht zumutbar ist. 2Für die Teilnahmeberechtigung, die
Verpflichtung zur Teilnahme und die Zugangsvoraussetzungen gelten die
Bestimmungen der §§ 44, 44 a und 45 a des Aufenthaltsgesetzes sowie
des § 9 Absatz 1 Satz 1 des Bundesvertriebenengesetzes in Verbindung
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mit der Integrationskursverordnung und der Verordnung über die berufs-
bezogene Deutschsprachförderung. 3Eine Verpflichtung zur Teilnahme
ist in die Eingliederungsvereinbarung als vorrangige Maßnahme auf-
zunehmen.

(2 b) weggefallen
(3) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts dürfen nur

erbracht werden, soweit die Hilfebedürftigkeit nicht anderweitig beseitigt
werden kann; die nach diesem Buch vorgesehenen Leistungen decken
den Bedarf der erwerbsfähigen Leistungsberechtigten und der mit ihnen
in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Personen.

§ 4 Leistungsformen

(1) Die Leistungen der Grundsicherung für Arbeitsuchende werden
erbracht in Form von
1. Dienstleistungen,
2. Geldleistungen und
3. Sachleistungen.

(2) 1Die nach § 6 zuständigen Träger wirken darauf hin, dass erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte und die mit ihnen in einer Bedarfsgemein-
schaft lebenden Personen die erforderliche Beratung und Hilfe anderer
Träger, insbesondere der Kranken- und Rentenversicherung, erhalten.
2Die nach § 6 zuständigen Träger wirken auch darauf hin, dass Kinder
und Jugendliche Zugang zu geeigneten vorhandenen Angeboten der
gesellschaftlichen Teilhabe erhalten. 3Sie arbeiten zu diesem Zweck mit
Schulen und Kindertageseinrichtungen, den Trägern der Jugendhilfe, den
Gemeinden und Gemeindeverbänden, freien Trägern, Vereinen und Ver-
bänden und sonstigen handelnden Personen vor Ort zusammen. 4Sie sol-
len die Eltern unterstützen und in geeigneter Weise dazu beitragen, dass
Kinder und Jugendliche Leistungen für Bildung und Teilhabe möglichst
in Anspruch nehmen.

§ 5 Verhältnis zu anderen Leistungen

(1) 1Auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen Anderer, insbeson-
dere der Träger anderer Sozialleistungen, werden durch dieses Buch
nicht berührt. 2Ermessensleistungen dürfen nicht deshalb versagt wer-
den, weil dieses Buch entsprechende Leistungen vorsieht.

(2) 1Der Anspruch auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts
nach diesem Buch schließt Leistungen nach dem Dritten Kapitel des
Zwölften Buches aus. 2Leistungen nach dem Vierten Kapitel des Zwölften
Buches sind gegenüber dem Sozialgeld vorrangig.

(3) 1Stellen Leistungsberechtigte trotz Aufforderung einen erforderli-
chen Antrag auf Leistungen eines anderen Trägers nicht, können die
Leistungsträger nach diesem Buch den Antrag stellen sowie Rechtsbe-
helfe und Rechtsmittel einlegen. 2Der Ablauf von Fristen, die ohne Ver-
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RBEG Inhaltsübersicht

3.8
Gesetz zur Ermittlung der Regelbedarfe

nach § 28 des Zwölften Buches
Sozialgesetzbuch (Regelbedarfs-

Ermittlungsgesetz – RBEG)
vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3159), zuletzt geändert durch Gesetz

vom 29. April 2019 (BGBl. I S. 530)

Inhaltsübersicht §§

Grundsatz............................................................................ 1
Zugrundeliegende Haushaltstypen ............................................. 2
Auszuschließende Haushalte.................................................... 3
Abgrenzung der Referenzgruppen ............................................. 4
Regelbedarfsrelevante Verbrauchsausgaben der Einpersonenhaus-
halte ................................................................................... 5
Regelbedarfsrelevante Verbrauchsausgaben der Familienhaushalte .. 6
Fortschreibung der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben ...... 7
Regelbedarfsstufen ................................................................ 8
(weggefallen)........................................................................ 9

§ 1 Grundsatz

(1) Zur Ermittlung pauschalierter Bedarfe für bedarfsabhängige und
existenzsichernde bundesgesetzliche Leistungen werden entsprechend
§ 28 Absatz 1 bis 3 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch Sonderaus-
wertungen der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013 zur Ermitt-
lung der durchschnittlichen Verbrauchsausgaben einkommensschwa-
cher Haushalte nach den §§ 2 bis 4 vorgenommen.

(2) Auf der Grundlage der Sonderauswertungen nach Absatz 1 werden
nach § 28 Absatz 4 und 5 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch für das
Zwölfte und das Zweite Buch Sozialgesetzbuch die Regelbedarfsstufen
nach den §§ 5 bis 8 ermittelt.

§ 2 Zugrundeliegende Haushaltstypen
1Der Ermittlung der Regelbedarfsstufen nach der Anlage zu § 28 des

Zwölften Buches Sozialgesetzbuch liegen die Verbrauchsausgaben fol-
gender Haushaltstypen zugrunde:
1. Haushalte, in denen eine erwachsene Person allein lebt (Einperso-

nenhaushalte), und
2. Haushalte, in denen ein Paar mit einem minderjährigen Kind lebt

(Familienhaushalte).
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2Die Haushalte nach Satz 1 Nummer 2 werden nach Altersgruppen der
Kinder differenziert. 3Die Altersgruppen umfassen die Zeit bis zur Vollen-
dung des sechsten Lebensjahres, vom Beginn des siebten bis zur Vollen-
dung des 14. Lebensjahres sowie vom Beginn des 15. bis zur Vollendung
des 18. Lebensjahres.

§ 3 Auszuschließende Haushalte

(1) Von den Haushalten nach § 2 sind vor Abgrenzung der Referenz-
haushalte diejenigen Haushalte auszuschließen, in denen Leistungsbe-
rechtigte leben, die im Erhebungszeitraum eine der folgenden Leistungen
bezogen haben:
1. Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem Dritten Kapitel des Zwölften

Buches Sozialgesetzbuch,
2. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem Vier-

ten Kapitel des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch,
3. Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld nach dem Zweiten Buch Sozial-

gesetzbuch.

(2) Nicht auszuschließen sind Haushalte, in denen Leistungsberech-
tigte leben, die im Erhebungszeitraum zusätzlich zu den Leistungen nach
Absatz 1 Nummer 1 bis 3 Erwerbseinkommen bezogen haben.

§ 4 Abgrenzung der Referenzgruppen

(1) 1Die nach dem Ausschluss von Haushalten nach § 3 verbleibenden
Haushalte werden je Haushaltstyp nach § 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 nach
ihrem Nettoeinkommen aufsteigend geschichtet. 2Als Referenzhaushalte
werden berücksichtigt:
1. von den Einpersonenhaushalten die unteren 15 Prozent der Haus-

halte und
2. von den Familienhaushalten jeweils die unteren 20 Prozent der

Haushalte.

(2) Die Referenzhaushalte eines Haushaltstyps bilden jeweils eine
Referenzgruppe.

§ 5 Regelbedarfsrelevante Verbrauchsausgaben der
Einpersonenhaushalte

(1) Von den Verbrauchsausgaben der Referenzgruppe der Einperso-
nenhaushalte nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 werden für die Ermitt-
lung des Regelbedarfs folgende Verbrauchsausgaben der einzelnen
Abteilungen aus der Sonderauswertung für Einpersonenhaushalte der
Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2013 für den Regelbedarf
berücksichtigt (regelbedarfsrelevant):
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Abteilung 1 und 2 (Nahrungsmittel, Getränke, Ta-
bakwaren) 137,66 Euro

Abteilung 3 (Bekleidung und Schuhe) 34,60 Euro

Abteilung 4 (Wohnen, Energie und Wohnungsin-
standhaltung) 35,01 Euro

Abteilung 5 (Innenausstattung, Haushaltsgeräte und -ge-
genstände, laufende Haushaltsführung) 24,34 Euro

Abteilung 6 (Gesundheitspflege) 15,00 Euro

Abteilung 7 (Verkehr) 32,90 Euro

Abteilung 8 (Nachrichtenübermittlung) 35,31 Euro

Abteilung 9 (Freizeit, Unterhaltung, Kultur) 37,88 Euro

Abteilung 10 (Bildungswesen) 1,01 Euro

Abteilung 11 (Beherbergungs- und Gaststättendienst-
leistungen) 9,82 Euro

Abteilung 12 (Andere Waren und Dienstleistungen) 31,31 Euro

(2) Die Summe der regelbedarfsrelevanten Verbrauchsausgaben der
Einpersonenhaushalte nach Absatz 1 beträgt 394,84 Euro.

§ 6 Regelbedarfsrelevante Verbrauchsausgaben der
Familienhaushalte

(1) Von den Verbrauchsausgaben der Referenzgruppen der Familien-
haushalte nach § 4 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 werden bei Kindern und
Jugendlichen folgende Verbrauchsausgaben der einzelnen Abteilungen
aus den Sonderauswertungen für Familienhaushalte der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe 2013 als regelbedarfsrelevant berücksichtigt:
1. Kinder bis zur Vollendung des sechsten Lebensjahres:

Abteilung 1 und 2 (Nahrungsmittel, Getränke, Ta-
bakwaren) 79,95 Euro

Abteilung 3 (Bekleidung und Schuhe) 36,25 Euro

Abteilung 4 (Wohnen, Energie und Wohnungsin-
standhaltung) 8,48 Euro

Abteilung 5 (Innenausstattung, Haushaltsgeräte und
-gegenstände, laufende Haushaltsführung) 12,73 Euro

Abteilung 6 (Gesundheitspflege) 7,21 Euro

Abteilung 7 (Verkehr) 25,79 Euro

Abteilung 8 (Nachrichtenübermittlung) 12,64 Euro
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OEG Anspruch auf Versorgung

4.2.5
Gesetz über die Entschädigung für Opfer

von Gewalttaten
(Opferentschädigungsgesetz – OEG)

in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Januar 1985 (BGBl. I S. 1),
zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. April 2020 (BGBl. I S. 811)

§ 1 Anspruch auf Versorgung

(1) 1Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder auf einem deut-
schen Schiff oder Luftfahrzeug infolge eines vorsätzlichen, rechtswidri-
gen tätlichen Angriffs gegen seine oder eine andere Person oder durch
dessen rechtmäßige Abwehr eine gesundheitliche Schädigung erlitten
hat, erhält wegen der gesundheitlichen und wirtschaftlichen Folgen auf
Antrag Versorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des
Bundesversorgungsgesetzes. 2Die Anwendung dieser Vorschrift wird
nicht dadurch ausgeschlossen, daß der Angreifer in der irrtümlichen
Annahme von Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes gehan-
delt hat.

(2) Einem tätlichen Angriff im Sinne des Absatzes 1 stehen gleich
1. die vorsätzliche Beibringung von Gift,
2. die wenigstens fahrlässige Herbeiführung einer Gefahr für Leib und

Leben eines anderen durch ein mit gemeingefährlichen Mitteln
begangenes Verbrechen.

(3) Einer Schädigung im Sinne des Absatzes 1 stehen Schädigungen
gleich, die durch einen Unfall unter den Voraussetzungen des § 1 Abs. 2
Buchstabe e oder f des Bundesversorgungsgesetzes herbeigeführt wor-
den sind; Buchstabe e gilt auch für einen Unfall, den der Geschädigte bei
der unverzüglichen Erstattung der Strafanzeige erleidet.

(4) Ausländerinnen und Ausländer haben dieselben Ansprüche wie
Deutsche.

(5) 1Die Hinterbliebenen eines Geschädigten erhalten auf Antrag Ver-
sorgung in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Bundesver-
sorgungsgesetzes. 2Partner einer eheähnlichen Gemeinschaft erhalten
Leistungen in entsprechender Anwendung der §§ 40, 40 a und 41 des
Bundesversorgungsgesetzes, sofern ein Partner an den Schädigungsfol-
gen verstorben ist und der andere unter Verzicht auf eine Erwerbstätig-
keit die Betreuung eines gemeinschaftlichen Kindes ausübt; dieser
Anspruch ist auf die ersten drei Lebensjahre des Kindes beschränkt.

(6) Einer Schädigung im Sinne des Absatzes 1 stehen Schädigungen
gleich, die ein Berechtigter oder Leistungsempfänger nach Absatz 1 oder
5 in Verbindung mit § 10 Abs. 4 oder 5 des Bundesversorgungsgesetzes,
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eine Pflegeperson oder eine Begleitperson bei einer notwendigen Beglei-
tung des Geschädigten durch einen Unfall unter den Voraussetzungen
des § 8 a des Bundesversorgungsgesetzes erleidet.

(7) Einer gesundheitlichen Schädigung im Sinne des Absatzes 1 steht
die Beschädigung eines am Körper getragenen Hilfsmittels, einer Brille,
von Kontaktlinsen oder von Zahnersatz gleich.

(8) Dieses Gesetz ist nicht anzuwenden auf Schäden aus einem tätli-
chen Angriff, die von dem Angreifer durch den Gebrauch eines Kraftfahr-
zeuges oder eines Anhängers verursacht worden sind.

(9) 1§ 1 Abs. 3, die §§ 64 bis 64 d, 64 f sowie 89 des Bundesversor-
gungsgesetzes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an die Stelle der
Zustimmung des Bundesministeriums für Arbeit und Soziales die Zustim-
mung der für die Kriegsopferversorgung zuständigen obersten Landes-
behörde tritt, sofern ein Land Kostenträger ist (§ 4). 2Dabei sind die für
deutsche Staatsangehörige geltenden Vorschriften auch für von diesem
Gesetz erfaßte Ausländer anzuwenden.

(10) § 20 des Bundesversorgungsgesetzes ist mit den Maßgaben anzu-
wenden, daß an die Stelle der in Absatz 1 Satz 3 genannten Zahl die Zahl
der rentenberechtigten Beschädigten und Hinterbliebenen nach diesem
Gesetz im Vergleich zur Zahl des Vorjahres tritt, daß in Absatz 1 Satz 4
an die Stelle der dort genannten Ausgaben der Krankenkassen je Mitglied
und Rentner einschließlich Familienangehörige die bundesweiten Ausga-
ben je Mitglied treten, daß Absatz 2 Satz 1 für die oberste Landesbehörde,
die für die Kriegsopferversorgung zuständig ist, oder die von ihr
bestimmte Stelle gilt und daß in Absatz 3 an die Stelle der in Satz 1
genannten Zahl die Zahl 1,3 tritt und die Sätze 2 bis 4 nicht gelten.

(11) Im Rahmen der Heilbehandlung sind auch heilpädagogische
Behandlung, heilgymnastische und bewegungstherapeutische Übungen
zu gewähren, wenn diese bei der Heilbehandlung notwendig sind.

Aus Rundschreiben, Urteilen etc.

BSG, Urt. v. 23.10.1985 – 9 a RVg 5/84 – (BSGE 59, 46)
Eine nicht feindselige Handgreiflichkeit bei einem Volksfest ist regelmäßig kein
,,rechtswidriger tätlicher Angriff“, die dagegen gerichtete Verteidigung keine
,,rechtmäßige Abwehr“ im Sinne des Gewaltopferentschädigungsrechts. ■

BSG, Urt. v. 25.6.1986 – 9 a RVg 2/84 – (Breithaupt 1986, 510;
ZfS 1986, 335)

1. Die Verteidigung mit einer Stichwaffe ist als Notwehr nicht rechtswidrig (§ 1
Abs. 1 Satz 1 OEG), wenn sie sich gegen Misshandlungen richtet, die dem Täter
in unzulässiger Selbsthilfe und aus Rache zugefügt werden sollen (Abgrenzung von
BSG 17.11.1981 9 RVg 2/81 – BSGE 52, 281).

2. Zur Abwägung zwischen Vertrauen in die Bestandskraft und öffentlichem Inte-
resse an der Rücknahme nach § 45 Abs. 2 Satz 1 SGB X.
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3. In der Regel ist die Rücknahme eines rechtswidrigen begünstigenden Verwal-
tungsaktes nach § 45 Abs. 1 SGB X nicht in das Ermessen der Verwaltung
gestellt. ■

BSG, Urt. v. 23.10.1985 – 9 a RVg 4/83 – (BSGE 59, 40;
Breithaupt 1986, 705)

Waisengrundrente nach dem Opferentschädigungsgesetz dient im Unterschied zur
Waisengrundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz ausschließlich dem Ersatz
eines Unterhaltsanspruchs. Halbwaisengrundrente nach dem Opferentschädigungs-
gesetz steht einem Kinde nicht zu, wenn der lebende Elternteil der Schädiger ist,
aber die Personensorge noch ausübt und Unterhalt in vollem Umfang gewährt. ■

BSG, Urt. v. 13.8.1986 – 9 a RVg 4/84 – (Breithaupt 1987, 227;
BSGE 60, 186)

1. Das Gegenseitigkeitsprinzip des § 1 Abs. 4 OEG schließt die Entschädigungsan-
sprüche bestimmter Ausländergruppen nicht schlechthin aus, sondern bringt sie nur
zum Ruhen.

2. Den Ansprüchen deutscher Hinterbliebener eines im Inland getöteten Ausländers
steht das Gegenseitigkeitsprinzip nicht entgegen. ■

BSG, Urt. v. 22.6.1988 – 9/9 a RVg 3/87 – (Breithaupt 1989, 488)
1. Das Gewaltopferentschädigungsgesetz macht die Entschädigung grundsätzlich
davon abhängig, dass ein vorsätzlicher tätlicher Angriff nachgewiesen und nicht
nur wahrscheinlich ist.

2. Die Schwierigkeit, die feindselige Haltung eines unbekannten Täters nachzuwei-
sen, rechtfertigt keine Beweiserleichterung. ■

BSG, Urt. v. 22.6.1988 – 9/9 a RVg 4/87 – (Breithaupt 1989, 131)
Der strafrechtliche Grundsatz ,,im Zweifel zugunsten des Angeklagten“ rechtfertigt
keine Beweiserleichterung zugunsten des Geschädigten im Entschädigungsverfah-
ren nach dem Gewaltopferentschädigungsgesetz, wenn unklar geblieben ist, ob er
das Opfer einer Gewalttat oder einer Fahrlässigkeit geworden ist;

Gewaltopferentschädigung ist nicht zum Ausgleich sämtlicher Unfallschäden mit
Fremdverschulden gedacht. ■

BSG, Urt. v. 27.4.1989 – 9 RVg 1/88 – (Breithaupt 1990, 55)
1. Härteausgleich nach § 10 a OEG kann eine vor dem 16.5.1976 verletzte Person
nur verlangen, wenn sie durch einen vorsätzlichen tätlichen Angriff i.S. des § 1
OEG geschädigt wurde.

2. Die Verletzung durch einen Revolverschuss, der nicht erkennbar auf einen vor-
sätzlichen tätlichen Angriff (§ 1 Abs. 1 OEG) zurückzuführen ist (BSGE 63, 270 =
SozR 1500 § 128 Nr. 34 = Breithaupt 1989, 488), ist nicht ohne Weiteres als
wenigstens fahrlässige Schädigung durch ein gemeingefährliches Mittel (§ 1 Abs. 2
Nr. 2 OEG) zu werten. ■
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BSG, Urt. v. 31.5.1989 – 9 RVg 3/89 –
Die für Kriegsopfer geschaffene Beweiserleichterung nach § 15 KOVVfG gilt auch
für Gewaltopfer. ■

BSG, Urt. v. 6.9.1989 – 9 RKg 4/88 –
Für die Entschädigung der Folgen des tätlichen Angriffs eines unbekannten Täters
reicht nicht die Wahrscheinlichkeit dessen Vorsätzlichkeit aus, vielmehr muss zwin-
gend der Angriff selbst nachgewiesen werden. ■

BSG, Urt. v. 24.4.1991 – 9 a / 9 RVg 1/89 – (Breithaupt 1992, 56)
1. Das OEG gebietet eine von Straf- und Zivilverfahren unabhängige Beweisgrün-
dung durch die Tatsachengerichte. Aus einem festgestellten äußeren Hergang darf
auf die innere Tatsache, insbesondere den vorsätzlichen Angriff geschlossen wer-
den, auch wenn der Täter unerkannt bleibt (Anschluss an BSGE 56, 234 = SozR
3800 § 1 Nr. 4 = Breithaupt 1984, 978).

2. Der Vorsatz muss sich auf den tätlichen Angriff, nicht auf den Körperschaden
richten. ■

BSG, Urt. v. 24.4.1991 – 9 a RVg 1/90 – (BehR 1992, 70)
Handelt das spätere Opfer in friedenstiftender Absicht, um den Rechtsfrieden zu
wahren, und geht es hierbei bewusst ein Risiko ein, darf Opferentschädigung wegen
Unbilligkeit nicht versagt werden. ■

BSG, Urt. v. 24.4.1991 – 9 a / 9 RVg 2/90 – (Breithaupt 1992, 131)
Wer seinen Verlobten durch eine Gewalttat verloren hat, kann Witwenversorgung
als Härteausgleich – ,,Brautversorgung“ – grundsätzlich nicht erhalten. ■

BSG, Urt. v. 26.1.1994 – 9 RVg 3/93 – (Breithaupt 1994, 856)
Selbst wenn geltend gemacht wird, dass eine Krankheit auf ein plötzliches Ereignis
zurückzuführen sei, ist die Wahrscheinlichkeit des Ursachenzusammenhangs nur zu
begründen, wenn es der herrschenden Meinung in der medizinischen Wissenschaft
entspricht, dass Ereignisse dieser Art allgemein geeignet sind, solche Krankheiten
hervorzurufen; die Auffassung eines Sachverständigen im Einzelfall reicht dafür –
ähnlich wie im Berufskrankheitenrecht – nicht aus. ■

BSG, Urt. v. 4.2.1998 – B 9 VG 5/96 R – (Breithaupt 1999, 357)
1. Die Feststellung einer Gewalttat i. S. des OEG sowie deren Entschädigung setzt
weder voraus, dass der Täter bekannt ist, noch dass er gezielt die Verletzung einer
,,bestimmten“ Person in seinen Vorsatz aufgenommen hat (Abgrenzung zu BSGE
56, 234 = Breithaupt 1984, 885 = SozR 3800 § 1 Nr. 4).

2. Ein vorsätzlicher tätlicher Angriff gegen eine Person i. S. des § 1 Abs. 1 OEG
kann auch dann vorliegen, wenn der Täter hinsichtlich eines strafrechtlich relevan-
ten Erfolges mit bedingtem Vorsatz (dolus eventualis) handelt.
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3. Auf den (bedingten) Vorsatz des Täters kann aus äußeren Umständen geschlossen
werden. Dabei ist bei typischen Geschehensabläufen eine Beweiswürdigung nach
den Grundsätzen des sog. Anscheinsbeweises nicht ausgeschlossen. ■

BSG, Urt. v. 11.12.2008 – B 9/9a VG 1/07 R
Ein sozialrechtlich handlungsunfähiges Kind, das von seinen Eltern sexuell miss-
braucht worden ist, muss sich ein Verschulden des Jugendamts als gesetzlicher
Vertreter erst dann zurechnen lassen, wenn diesem im Rahmen der Personensorge
auch das Recht übertragen worden ist, Beschädigtenversorgung nach dem OEG
zu beantragen. Die sich aus § 97 Satz 1 SGB VIII ergebende Antragsbefugnis des
Jugendamts ist insoweit unerheblich. ■

BMAS und BMG, gemeinsames Rundschreiben v. 24.6.2009, ohne AZ
In diesem an den GKV-Spitzenverband, den Deutschen Städtetag und den Deut-
schen Landkreistag gerichteten Rundschreiben nimmt die Bundesregierung zur
Ausgestaltung der medizinischen Leistungen zur Früherkennung und Frühförderung
und zu in der Praxis aufgetretenen Fragen folgender Bereiche Stellung:
1. Definition der Komplexleistung Frühförderung
2. Leistungsinhalte

a. Beratung der Erziehungsberechtigten
b. Mobil aufsuchende Hilfen
c. Sicherung der Interdisziplinarität der Komplexleistung Frühförderung
d. Offenes, niedrigschwelliges Beratungsangebot

3. Heilmittelerbringung
4. Abgrenzung der Zuständigkeit / Kostenteilung
5. Personenkreis
6. Kooperation von Sozialpädiatrischen Zentren und Interdisziplinären Frühför-

derstellen ■

BMAS, Rundschreiben v. 5.10.2009 – VI c 2 – 47030 –
Mit diesem Rundschreiben nimmt das BMAS zu wesentlichen Kern- und Ausle-
gungsfragen des Drittes Gesetz zur Änderung des Opferentschädigungsgesetzes
(3. OEG-ÄndG) vom 25.6.2009 (BGBl. I, S. 1580) Stellung. Dies sind bezogen auf
§ 1 OEG:
– Kreis der anspruchsberechtigten Verwandten in § 1 Abs. 6 Nr. 1 OEG
– Zeitlicher Geltungsbereich der Neuregelung in § 1 Abs. 6 OEG

Hinweis hierzu:
Die übrigen Teile des umfangreichen Rundschreibens betreffen im Wesentlichen
die neu eingefügte Regelung des § 3 a OEG, sodass das Rundschreiben auch nach
dieser Norm näher behandelt wird. ■
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BMAS, Rundschreiben v. 4.2.2010 – V b 2 – 47030 –
Betr.: Verhältnis der Leistungsansprüche nach § 1 und § 3 a OEG zueinander,
wenn – beispielsweise aufgrund einer besonderen zeitlichen Nähe von mehreren
Gewalttaten – nicht festgestellt werden kann, welcher Teil einer als Schädigungs-
folge festgestellten Gesundheitsstörung auf einer Tat im Inland und welcher auf
einer Tat im Ausland beruht.

Auszugsweiser Inhalt:

Ich bin der Auffassung, dass in der genannten Konstellation § 1 OEG vorrangig
vor § 3 a OEG anzuwenden ist, sofern wegen mindestens einer im Ausland verübten
Gewalttat die dadurch verursachten Schädigungsfolgen unter Durchbrechung des
Territorialitätsprinzips bei der Festsetzung des Grades der Schädigungsfolgen (GdS)
mit zu berücksichtigen sind. Für diese Lösung spricht neben dem Günstigkeitsprin-
zip nach § 2 Abs. 1 SGB I und dem Grundsatz einer möglichst umfassenden Leis-
tungsgewährung (§ 17 Absatz 1 Nummer 1 SGB I) vor allem der Gesetzeszweck
des OEG.

Eine vorrangige Anwendung von § 1 OEG kann nur dann problematisch sein, wenn
die Auslandstat ganz eindeutig ursächlich für die Schädigungsfolge ist. In diesen
Fällen dürfte aber in der Regel auch zwischen der Höhe des jeweils auf die Inlands-
bzw. Auslandstat entfallenden GdS differenziert werden können. ■

BSG, Urt. v. 24.5.2012 – B 9 V 2/11 R –
Nach dem Asylbewerberleistungsgesetz sind Einkommen und Vermögen, über das
verfügt werden kann, von dem Leistungsberechtigten vor Eintritt von Leistungen
nach diesem Gesetz aufzubrauchen. Zum Einkommen in diesem Sinne gehört nicht
die Beschädigten-Grundrente nach dem Opferentschädigungsgesetz in Verbindung
mit dem Bundesversorgungsgesetz. ■

In dem nach § 1 OEG und § 15 KOVVfG aufgeführten Urteil des BSG v.
17.4.2013 B 9 V – 3/12 R R – äußert sich der Senat u.a. zu Glaubhaftigkeitskrite-
rien für eine Feststellung nach § 1 OEG. ■

BSG, Urt. v. 17.4.2013 – B 9 V 1/12 R –
1. Erscheinen die Angaben der antragstellenden Person, die sich auf die mit der
Schädigung in Zusammenhang stehenden Tatsachen beziehen, nach den Umständen
des Falls glaubhaft, so sind sie auch dann der Entscheidung über eine Gewaltopfer-
entschädigung zugrunde zu legen, wenn für den schädigenden Vorgang keine Tat-
zeugen vorhanden sind und der als Täter Beschuldigte die Tat bestreitet.

2. Reicht im Einzelfall für den Nachweis des schädigenden Vorgangs eine Glaub-
haftmachung aus, hat sich ein als solches zulässiges aussagepsychologisches Gut-
achten an diesem – abgesenkten – Beweismaßstab zu orientieren.

Hinweis hierzu:
Siehe hierzu unten aufgeführtes BMAS-Rundschreiben v. 8.4.2014 – Vb2 –
53034. ■
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BMAS, Rundschreiben v. 4.4.2014 – Vb 2 – 53425 –
Betr.: Durchführung des Opferentschädigungsgesetzes (OEG); bundeseinheitliches
Antragsformular mit Vorblatt

Mit dem Rundschreiben wird das Muster eines bundeseinheitlichen Antragsformu-
lars zum OEG samt Vorblatt übersandt und dessen Nutzung empfohlen. ■

BMAS, Rundschreiben v. 8.4.2014 – Vb2 – 53034 –
Betr.: Durchführung des Opferentschädigungsgesetzes (OEG); Einholung und Ver-
wendung von Glaubhaftigkeitsgutachten

Das Rundschreiben gibt unter Berücksichtigung des o.a. Urteil des BSG v.
17.4.2013 (B 9 V 1/12 R) Hinweise und Anhaltspunkte zur Einholung und Berück-
sichtigung aussagepsychologischer Glaubhaftigkeitsgutachten. ■

BSG, Urt. v. 16.12.2014 – B 9 V 1/13 R – (Breithaupt 2015, 669)
1. Ein tätlicher Angriff im Sinne des Opferentschädigungsrechts setzt eine unmittel-
bar auf den Körper eines anderen zielende, gewaltsame physische Einwirkung vor-
aus. Die bloße Drohung mit einer – wenn auch erheblichen – Gewaltanwendung
oder Schädigung reicht damit für einen tätlichen Angriff nicht aus.

2. Ein „tätlicher Angriff“ i.S. des § 1 Abs. 1 Satz 1 OEG liegt nicht bereits dann
vor, wenn der Täter das Opfer vorsätzlich mit einer ungeladenen, täuschend echt
aussehenden Schreckschusspistole bedroht (Aufgabe von BSG vom 24.7.2002 –
B 9 VG 4/01 R = BSGE 90, 6 = SozR 3-3800 § 1 Nr. 22).

3. Die isolierte Feststellung, ob eine Person Opfer eines vorsätzlichen, rechtswidri-
gen tätlichen Angriffs geworden ist, ist unzulässig.

Hinweis hierzu:
Siehe hierzu unten aufgeführtes BMAS-Rundschreiben v. 10.10.2017 – SER 2
54030 –. ■

BSG, Urt. v. 15.12.2016 – B 9 V 3/15 R –
1. Die Einholung und Berücksichtigung aussagepsychologischer Gutachten (sog
Glaubhaftigkeitsgutachten) ist im sozialen Entschädigungsrecht zulässig (Anschluss
an BSG vom 17.4.2013 – B 9 V 1/12 R = BSGE 113, 205 = SozR 4-3800 § 1
Nr. 20).

2. In Verfahren über eine Gewaltopferentschädigung bedarf es keines besonderen
Hinweises an den Sachverständigen auf den Beweismaßstab der Glaubhaftmachung
(Abgrenzung zu BSG vom 17.4.2013 – B 9 V 1/12 R a.a.O.).

3. Die Feststellung, ob die Aussage eines Gewaltopfers bei mehreren ernstlich in
Betracht zu ziehenden Möglichkeiten relativ am wahrscheinlichsten ist, obliegt
allein der richterlichen Beweiswürdigung. ■
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5.
Versorgungsmedizinische Grundsätze

Hinweis:

Die Verordnung zur Durchführung des § 1 Abs. 1 und 3, des § 30 Abs. 1 und des
§ 35 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes (Versorgungsmedizin-Verordnung,
VersMedV) löste zum 1.1.2009 die sog. Anhaltspunkte für die ärztliche Gutach-
tertätigkeit im sozialen Entschädigungsrecht und nach dem Schwerbehinderten-
recht (AHP) ab.

5.1
Verordnung zur Durchführung des § 1

Abs. 1 und 3, des § 30 Abs. 1 und des § 35
Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes

(Versorgungsmedizin-Verordnung –
VersMedV)

vom 10. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2412), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 12. Dezember 2019 (BGBl. I S. 2652)

Auf Grund des § 30 Abs. 17 des Bundesversorgungsgesetzes, der durch Arti-
kel 1 Nr. 32 Buchstabe i des Gesetzes vom 13. Dezember 2007 (BGBl. I
S. 2904) eingefügt worden ist, verordnet das Bundesministerium für Arbeit und
Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesministerium der Verteidigung:

§ 1 Zweck der Verordnung

Diese Verordnung regelt die Grundsätze für die medizinische Bewer-
tung von Schädigungsfolgen und die Feststellung des Grades der Schä-
digungsfolgen im Sinne des § 30 Abs. 1 des Bundesversorgungsgeset-
zes, für die Anerkennung einer Gesundheitsstörung nach § 1 Abs. 3 des
Bundesversorgungsgesetzes, die Kriterien für die Bewertung der Hilflo-
sigkeit und der Stufen der Pflegezulage nach § 35 Abs. 1 des Bundesver-
sorgungsgesetzes und das Verfahren für deren Ermittlung und Fortent-
wicklung.
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VersMedV §§ 2, 3 Anlage „Versorgungsmedizinische Grundsätze“

§ 2 Anlage „Versorgungsmedizinische Grundsätze“
1Die in § 1 genannten Grundsätze und Kriterien sind in der Anlage zu

dieser Verordnung als deren Bestandteil festgelegt. 2Die Anlage wird auf
der Grundlage des aktuellen Stands der medizinischen Wissenschaft
unter Anwendung der Grundsätze der evidenzbasierten Medizin erstellt
und fortentwickelt.

§ 3 Beirat

(1) Beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ein unabhän-
giger „Ärztlicher Sachverständigenbeirat Versorgungsmedizin“ (Beirat)
gebildet, der das Bundesministerium für Arbeit und Soziales zu allen ver-
sorgungsärztlichen Angelegenheiten berät und die Fortentwicklung der
Anlage entsprechend dem aktuellen Stand der medizinischen Wissen-
schaft und versorgungsmedizinischer Erfordernisse vorbereitet.

(2) Der Beirat hat 17 Mitglieder, und zwar
1. acht versorgungsmedizinisch besonders qualifizierte Ärztinnen oder

Ärzte,
2. eine Ärztin oder einen Arzt aus dem versorgungsärztlich-gutachtli-

chen Bereich der Bundeswehr,
3. acht wissenschaftlich besonders qualifizierte Ärztinnen oder Ärzte

versorgungsmedizinisch relevanter Fachgebiete.

(3) 1Zu den Beratungen des Beirats können externe ärztliche Sachver-
ständige sowie sachkundige ärztliche Vertreter von Behindertenverbän-
den hinzugezogen werden. 2Es können Arbeitsgruppen gebildet werden.

(4) 1Die Mitglieder des Beirats werden vom Bundesministerium für
Arbeit und Soziales für die Dauer von vier Jahren berufen. 2Wiederwahl
ist möglich. 3Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist berech-
tigt, Beiratsmitglieder jederzeit ohne Angabe von Gründen abzuberufen.
4Ein Beiratsmitglied kann jederzeit seine Abberufung beantragen. 5Dem
Antrag ist stattzugeben. 6Nach Ausscheiden eines Mitglieds erfolgt eine
Neuberufung für den restlichen Zeitraum der Berufungsperiode. 7Der Bei-
rat gibt sich eine Geschäftsordnung und bestimmt durch Wahl aus seiner
Mitte den Vorsitz und die Stellvertretung. 8Die Geschäftsführung des Bei-
rats liegt beim Bundesministerium für Arbeit und Soziales, welches zu
den Sitzungen einlädt und im Einvernehmen mit dem vorsitzenden Mit-
glied die Tagesordnung festlegt.

(5) 1Die Beratungen des Beirats sind nicht öffentlich. 2Die Mitglied-
schaft im Beirat ist ein persönliches Ehrenamt, das keine Vertretung
zulässt. 3Die Mitglieder des Beirats unterliegen keinerlei Weisungen,
üben ihre Tätigkeit unabhängig und unparteilich aus und sind nur ihrem
Gewissen verantwortlich. 4Sie sind zur Verschwiegenheit verpflichtet;
dies gilt auch für die in Absatz 3 genannten Personen.

(6) 1Die Verbände von Menschen mit Behinderungen und Berechtigten
nach dem sozialen Entschädigungsrecht auf Bundesebene erhalten ein
Mitberatungsrecht im Beirat. 2Der Deutsche Behindertenrat benennt dem
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Bundesministerium für Arbeit und Soziales hierzu zwei sachverständige
Personen für den Zeitraum der Berufungsperiode des Beirats. 3Er berück-
sichtigt dabei die Anliegen von Verbänden, die die Belange von Berech-
tigten nach dem sozialen Entschädigungsrecht vertreten, auch soweit sie
nicht Mitglieder des Deutschen Behindertenrates sind. 4Das Mitbera-
tungsrecht beinhaltet auch das Recht zur Anwesenheit bei der
Beschlussfassung. 5Absatz 5 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend. 6Die
Geschäftsordnung des Beirats gilt auch für die vom Deutschen Behinder-
tenrat benannten Personen.

§ 4 Beschlüsse

Die Beschlüsse des Beirats werden mit einfacher Mehrheit der nach
§ 3 Absatz 2 berufenen Mitglieder gefasst.

§ 5 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2009 in Kraft.
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VersMedV GdS/GdB-Tabelle

Anlage (zu § 2)
Versorgungsmedizinische Grundsätze

Inhaltsverzeichnis

Teil A:
Allgemeine Grundsätze

1. Schädigungsfolgen
2. Grad der Schädigungsfolgen (GdS), Grad der Behinderung (GdB)
3. Gesamt-GdS
4. Hilflosigkeit
5. Besonderheiten der Beurteilung der Hilflosigkeit bei Kindern und

Jugendlichen
6. Blindheit und hochgradige Sehbehinderung
7. Wesentliche Änderung der Verhältnisse

Teil B:
GdS-Tabelle

1. Allgemeine Hinweise zur GdS-Tabelle
2. Kopf und Gesicht
3. Nervensystem und Psyche
4. Sehorgan
5. Hör- und Gleichgewichtsorgan
6. Nase
7. Mundhöhle, Rachenraum und obere Luftwege
8. Brustkorb, tiefere Atemwege und Lungen
9. Herz und Kreislauf

10. Verdauungsorgane
11. Brüche (Hernien)
12. Harnorgane
13. Männliche Geschlechtsorgane
14. Weibliche Geschlechtsorgane
15. Stoffwechsel, innere Sekretion
16. Blut, blutbildende Organe, Immunsystem
17. Haut
18. Haltungs- und Bewegungsorgane, rheumatische Krankheiten

Teil C:
Begutachtung im Sozialen Entschädigungsrecht

1. Grundsätze zur Begutachtung im Sozialen Entschädigungsrecht
2. Tatsachen für die Begutachtung des ursächlichen Zusammenhangs
3. Ursächlicher Zusammenhang
4. Kann-Versorgung
5. Anerkennung der Schädigungsfolge im Sinne der Entstehung und

Anerkennung der Schädigungsfolge im Sinne der Verschlimmerung
6. Bestimmung des Grades der Schädigungsfolgen
7. Folgeschaden
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8. Folgen von medizinischen Maßnahmen
9. Absichtlich herbeigeführte Gesundheitsstörungen

10. Ursächlicher Zusammenhang zwischen Schädigungsfolge und Tod
11. (weggefallen)
12. (weggefallen)
13. Voraussetzungen für die Pflegezulage, Pflegezulagestufen

Teil D:
Merkzeichen

1. Erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit im Straßenver-
kehr (Merkzeichen G)

2. Berechtigung für eine ständige Begleitung (Merkzeichen B)
3. (weggefallen)
4. Gehörlosigkeit (Merkzeichen G l)

Teil A: Allgemeine Grundsätze

Vorbemerkung:
Wenn mit dem Grad der Behinderung und dem Grad der Schädigungsfolgen
das Maß für die Beeinträchtigung der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft
gemeint ist, wird einheitlich die Abkürzung GdS benutzt.

1. Schädigungsfolgen

a) Als Schädigungsfolge wird im sozialen Entschädigungsrecht jede Gesund-
heitsstörung bezeichnet, die in ursächlichem Zusammenhang mit einer
Schädigung steht, die nach dem entsprechenden Gesetz zu berücksichti-
gen ist.

b) Die Auswirkungen der Schädigungsfolge werden mit dem Grad der Schä-
digungsfolgen (GdS) bemessen.

c) Zu den Schädigungsfolgen gehören auch Abweichungen vom Gesund-
heitszustand, die keinen GdS bedingen (z. B. funktionell bedeutungslose
Narben, Verlust von Zähnen).

2. Grad der Schädigungsfolgen (GdS), Grad der Behinderung (GdB)

a) GdS und GdB werden nach gleichen Grundsätzen bemessen. Beide
Begriffe unterscheiden sich lediglich dadurch, dass der GdS nur auf die
Schädigungsfolgen (also kausal) und der GdB auf alle Gesundheitsstörun-
gen unabhängig von ihrer Ursache (also final) bezogen ist. Beide Begriffe
haben die Auswirkungen von Funktionsbeeinträchtigungen in allen
Lebensbereichen und nicht nur die Einschränkungen im allgemeinen
Erwerbsleben zum Inhalt. GdS und GdB sind ein Maß für die körperlichen,
geistigen, seelischen und sozialen Auswirkungen einer Funktionsbeein-
trächtigung aufgrund eines Gesundheitsschadens.
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b) Aus dem GdB und aus dem GdS ist nicht auf das Ausmaß der Leistungsfä-
higkeit zu schließen. GdB und GdS sind grundsätzlich unabhängig vom
ausgeübten oder angestrebten Beruf zu beurteilen, es sei denn, dass bei
Begutachtungen im sozialen Entschädigungsrecht ein besonderes
berufliches Betroffensein berücksichtigt werden muss.

c) GdB und GdS setzen stets eine Regelwidrigkeit gegenüber dem für das
Lebensalter typischen Zustand voraus. Dies ist insbesondere bei Kindern
und alten Menschen zu beachten. Physiologische Veränderungen im Alter
sind bei der Beurteilung des GdB und GdS nicht zu berücksichtigen. Als
solche Veränderungen sind die körperlichen und psychischen Leistungs-
einschränkungen anzusehen, die sich im Alter regelhaft entwickeln, d. h.
für das Alter nach ihrer Art und ihrem Umfang typisch sind. Demgegenüber
sind pathologische Veränderungen, d. h. Gesundheitsstörungen, die nicht
regelmäßig und nicht nur im Alter beobachtet werden können, bei der
Beurteilung des GdB und GdS zu berücksichtigen, auch dann, wenn sie
erstmalig im höheren Alter auftreten oder als „Alterskrankheiten“ (z. B.
„Altersdiabetes“, „Altersstar“) bezeichnet werden.

d) Die in der GdS-Tabelle aufgeführten Werte sind aus langer Erfahrung
gewonnen und stellen altersunabhängige (auch trainingsunabhängige)
Mittelwerte dar. Je nach Einzelfall kann von den Tabellenwerten mit einer
die besonderen Gegebenheiten darstellenden Begründung abgewichen
werden.

e) Da der GdS seiner Natur nach nur annähernd bestimmt werden kann, sind
beim GdS nur Zehnerwerte anzugeben. Dabei sollen im Allgemeinen die
folgenden Funktionssysteme zusammenfassend beurteilt werden: Gehirn
einschließlich Psyche; Augen; Ohren; Atmung; Herz-Kreislauf; Verdauung;
Harnorgane; Geschlechtsapparat; Haut; Blut einschließlich blutbildendes
Gewebe und Immunsystem; innere Sekretion und Stoffwechsel; Arme;
Beine; Rumpf. Die sehr wenigen in der GdS-Tabelle noch enthaltenen
Fünfergrade sind alle auf ganz eng umschriebene Gesundheitsstörungen
bezogen, die selten allein und sehr selten genau in dieser Form und Aus-
prägung vorliegen.

f) Der GdS setzt eine nicht nur vorübergehende und damit eine über einen
Zeitraum von mehr als sechs Monaten sich erstreckende Gesundheitsstö-
rung voraus. Dementsprechend ist bei abklingenden Gesundheitsstörun-
gen der Wert festzusetzen, der dem über sechs Monate hinaus verbliebe-
nen – oder voraussichtlich verbleibenden – Schaden entspricht.
Schwankungen im Gesundheitszustand bei längerem Leidensverlauf ist
mit einem Durchschnittswert Rechnung zu tragen. Dies bedeutet: Wenn
bei einem Leiden der Verlauf durch sich wiederholende Besserungen und
Verschlechterungen des Gesundheitszustandes geprägt ist (Beispiele:
chronische Bronchitis, Hautkrankheiten, Anfallsleiden), können die zeitwei-
ligen Verschlechterungen – aufgrund der anhaltenden Auswirkungen auf
die gesamte Lebensführung – nicht als vorübergehende Gesundheitsstö-
rungen betrachtet werden. Dementsprechend muss in solchen Fällen bei
der GdB- und GdS-Beurteilung von dem „durchschnittlichen“ Ausmaß der
Beeinträchtigung ausgegangen werden.
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g) Stirbt ein Antragsteller oder eine Antragstellerin innerhalb von sechs
Monaten nach Eintritt einer Gesundheitsstörung, so ist für diese Gesund-
heitsstörung der GdS anzusetzen, der nach ärztlicher Erfahrung nach
Ablauf von sechs Monaten nach Eintritt der Gesundheitsstörung zu erwar-
ten gewesen wäre. Fallen Eintritt der Gesundheitsstörung und Tod jedoch
zusammen, kann ein GdS nicht angenommen werden. Eintritt der Gesund-
heitsstörung und Tod fallen nicht nur zusammen, wenn beide Ereignisse
im selben Augenblick eintreten. Dies ist vielmehr auch dann der Fall, wenn
die Gesundheitsstörung in so rascher Entwicklung zum Tode führt, dass
der Eintritt der Gesundheitsstörung und des Todes einen untrennbaren
Vorgang darstellen.

h) Gesundheitsstörungen, die erst in der Zukunft zu erwarten sind, sind beim
GdS nicht zu berücksichtigen. Die Notwendigkeit des Abwartens einer Hei-
lungsbewährung stellt eine andere Situation dar; während der Zeit dieser
Heilungsbewährung ist ein höherer GdS gerechtfertigt, als er sich aus dem
festgestellten Schaden ergibt.

i) Bei der Beurteilung des GdS sind auch seelische Begleiterscheinungen
und Schmerzen zu beachten. Die in der GdS-Tabelle niedergelegten
Sätze berücksichtigen bereits die üblichen seelischen Begleiterscheinun-
gen (z. B. bei Entstellung des Gesichts, Verlust der weiblichen Brust). Sind
die seelischen Begleiterscheinungen erheblich höher als aufgrund der
organischen Veränderungen zu erwarten wäre, so ist ein höherer GdS
gerechtfertigt. Vergleichsmaßstab ist nicht der behinderte Mensch, der
überhaupt nicht oder kaum unter seinem Körperschaden leidet, sondern
die allgemeine ärztliche Erfahrung hinsichtlich der regelhaften Auswirkun-
gen. Außergewöhnliche seelische Begleiterscheinungen sind anzuneh-
men, wenn anhaltende psychoreaktive Störungen in einer solchen Ausprä-
gung vorliegen, dass eine spezielle ärztliche Behandlung dieser
Störungen – z. B. eine Psychotherapie – erforderlich ist.

j) Ähnliches gilt für die Berücksichtigung von Schmerzen. Die in der GdS-
Tabelle angegebenen Werte schließen die üblicherweise vorhandenen
Schmerzen mit ein und berücksichtigen auch erfahrungsgemäß besonders
schmerzhafte Zustände. Ist nach Ort und Ausmaß der pathologischen Ver-
änderungen eine über das übliche Maß hinausgehende Schmerzhaftigkeit
nachgewiesen, die eine ärztliche Behandlung erfordert, können höhere
Werte angesetzt werden. Das kommt zum Beispiel bei Kausalgien und bei
stark ausgeprägten Stumpfbeschwerden nach Amputationen (Stumpfner-
venschmerzen, Phantomschmerzen) in Betracht. Ein Phantomgefühl allein
bedingt keinen GdS.

3. Gesamt-GdS

a) Liegen mehrere Funktionsbeeinträchtigungen vor, so sind zwar Einzel-
GdS anzugeben; bei der Ermittlung des Gesamt-GdS durch alle Funkti-
onsbeeinträchtigungen dürfen jedoch die einzelnen Werte nicht addiert
werden. Auch andere Rechenmethoden sind für die Bildung eines

1243

SER-Ratgeber_3_U5_x1a.pdf   1243 09.09.2020   07:52:19



VersMedV GdS/GdB-Tabelle

Gesamt-GdS ungeeignet. Maßgebend sind die Auswirkungen der einzel-
nen Funktionsbeeinträchtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berücksichti-
gung ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinander.

b) Bei der Gesamtwürdigung der verschiedenen Funktionsbeeinträchtigun-
gen sind unter Berücksichtigung aller sozialmedizinischen Erfahrungen
Vergleiche mit Gesundheitsschäden anzustellen, zu denen in der Tabelle
feste GdS-Werte angegeben sind.

c) Bei der Beurteilung des Gesamt-GdS ist in der Regel von der Funktionsbe-
einträchtigung auszugehen, die den höchsten Einzel-GdS bedingt, und
dann im Hinblick auf alle weiteren Funktionsbeeinträchtigungen zu prüfen,
ob und inwieweit hierdurch das Ausmaß der Behinderung größer wird, ob
also wegen der weiteren Funktionsbeeinträchtigungen dem ersten GdS 10
oder 20 oder mehr Punkte hinzuzufügen sind, um der Behinderung insge-
samt gerecht zu werden.

d) Um die Auswirkungen der Funktionsbeeinträchtigungen in ihrer Gesamt-
heit unter Berücksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen zueinan-
der beurteilen zu können, muss aus der ärztlichen Gesamtschau heraus
beachtet werden, dass die Beziehungen der Funktionsbeeinträchtigungen
zueinander unterschiedlich sein können:
aa) Die Auswirkungen der einzelnen Funktionsbeeinträchtigungen kön-

nen voneinander unabhängig sein und damit ganz verschiedene
Bereiche im Ablauf des täglichen Lebens betreffen.

bb) Eine Funktionsbeeinträchtigung kann sich auf eine andere beson-
ders nachteilig auswirken. Dies ist vor allem der Fall, wenn Funkti-
onsbeeinträchtigungen an paarigen Gliedmaßen oder Organen –
also z. B. an beiden Armen oder beiden Beinen oder beiden Nieren
oder beiden Augen – vorliegen.

cc) Die Auswirkungen von Funktionsbeeinträchtigungen können sich
überschneiden.

dd) Die Auswirkungen einer Funktionsbeeinträchtigung werden durch
eine hinzutretende Gesundheitsstörung nicht verstärkt.

ee) Von Ausnahmefällen (z. B. hochgradige Schwerhörigkeit eines
Ohres bei schwerer beidseitiger Einschränkung der Sehfähigkeit)
abgesehen, führen zusätzliche leichte Gesundheitsstörungen, die
nur einen GdS von 10 bedingen, nicht zu einer Zunahme des Aus-
maßes der Gesamtbeeinträchtigung, auch nicht, wenn mehrere der-
artige leichte Gesundheitsstörungen nebeneinander bestehen. Auch
bei leichten Funktionsbeeinträchtigungen mit einem GdS von 20 ist
es vielfach nicht gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des
Ausmaßes der Behinderung zu schließen.

4. Hilflosigkeit

a) Für die Gewährung einer Pflegezulage im sozialen Entschädigungsrecht
ist Grundvoraussetzung, dass Beschädigte (infolge der Schädigung)
„hilflos“ sind.
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b) Hilflos sind diejenigen, die infolge von Gesundheitsstörungen – nach dem
Neunten Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) und dem Einkommensteuerge-
setz „nicht nur vorübergehend“ – für eine Reihe von häufig und regelmäßig
wiederkehrenden Verrichtungen zur Sicherung ihrer persönlichen Existenz
im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe dauernd bedürfen. Diese Vor-
aussetzungen sind auch erfüllt, wenn die Hilfe in Form einer Überwachung
oder einer Anleitung zu den genannten Verrichtungen erforderlich ist oder
wenn die Hilfe zwar nicht dauernd geleistet werden muss, jedoch eine
ständige Bereitschaft zur Hilfeleistung erforderlich ist.

c) Häufig und regelmäßig wiederkehrende Verrichtungen zur Sicherung der
persönlichen Existenz im Ablauf eines jeden Tages sind insbesondere An-
und Auskleiden, Nahrungsaufnahme, Körperpflege, Verrichten der Not-
durft. Außerdem sind notwendige körperliche Bewegung, geistige Anre-
gung und Möglichkeiten zur Kommunikation zu berücksichtigen. Hilflosig-
keit liegt im oben genannten Sinne auch dann vor, wenn ein psychisch
oder geistig behinderter Mensch zwar bei zahlreichen Verrichtungen des
täglichen Lebens der Hilfe nicht unmittelbar bedarf, er diese Verrichtungen
aber infolge einer Antriebsschwäche ohne ständige Überwachung nicht
vornähme. Die ständige Bereitschaft ist z. B. anzunehmen, wenn Hilfe häu-
fig und plötzlich wegen akuter Lebensgefahr notwendig ist.

d) Der Umfang der notwendigen Hilfe bei den häufig und regelmäßig wieder-
kehrenden Verrichtungen muss erheblich sein. Dies ist der Fall, wenn die
Hilfe dauernd für zahlreiche Verrichtungen, die häufig und regelmäßig wie-
derkehren, benötigt wird. Einzelne Verrichtungen, selbst wenn sie lebens-
notwendig sind und im täglichen Lebensablauf wiederholt vorgenommen
werden, genügen nicht (z. B. Hilfe beim Anziehen einzelner Bekleidungs-
stücke, notwendige Begleitung bei Reisen und Spaziergängen, Hilfe im
Straßenverkehr, einfache Wund- oder Heilbehandlung, Hilfe bei Heimdia-
lyse ohne Notwendigkeit weiterer Hilfeleistung). Verrichtungen, die mit der
Pflege der Person nicht unmittelbar zusammenhängen (z. B. im Bereich
der hauswirtschaftlichen Versorgung) müssen außer Betracht bleiben.

e) Bei einer Reihe schwerer Behinderungen, die aufgrund ihrer Art und
besonderen Auswirkungen regelhaft Hilfeleistungen in erheblichem
Umfang erfordern, kann im Allgemeinen ohne nähere Prüfung angenom-
men werden, dass die Voraussetzungen für das Vorliegen von Hilflosigkeit
erfüllt sind. Dies gilt stets
aa) bei Blindheit und hochgradiger Sehbehinderung,
bb) Querschnittslähmung und anderen Behinderungen, die auf Dauer

und ständig – auch innerhalb des Wohnraums – die Benutzung eines
Rollstuhls erfordern,

f) in der Regel auch
aa) bei Hirnschäden, Anfallsleiden, geistiger Behinderung und Psycho-

sen, wenn diese Behinderungen allein einen GdS von 100 bedingen,
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bb) Verlust von zwei oder mehr Gliedmaßen, ausgenommen Unter-
schenkel- oder Fußamputation beiderseits. (Als Verlust einer Glied-
maße gilt der Verlust mindestens der ganzen Hand oder des ganzen
Fußes).

g) Führt eine Behinderung zu dauerndem Krankenlager, so sind stets auch
die Voraussetzungen für die Annahme von Hilflosigkeit erfüllt. Dauerndes
Krankenlager setzt nicht voraus, dass der behinderte Mensch das Bett
überhaupt nicht verlassen kann.

h) Stirbt ein behinderter Mensch innerhalb von sechs Monaten nach Eintritt
einer Gesundheitsstörung, so ist die Frage der Hilflosigkeit analog Num-
mer 2 Buchstabe g zu beurteilen.

5. Besonderheiten der Beurteilung der Hilflosigkeit bei Kindern und
Jugendlichen

a) Bei der Beurteilung der Hilflosigkeit bei Kindern und Jugendlichen sind
nicht nur die bei der Hilflosigkeit genannten „Verrichtungen“ zu beachten.
Auch die Anleitung zu diesen „Verrichtungen“, die Förderung der körperli-
chen und geistigen Entwicklung (z. B. durch Anleitung im Gebrauch der
Gliedmaßen oder durch Hilfen zum Erfassen der Umwelt und zum Erler-
nen der Sprache) sowie die notwendige Überwachung gehören zu den
Hilfeleistungen, die für die Frage der Hilflosigkeit von Bedeutung sind.

b) Stets ist nur der Teil der Hilfsbedürftigkeit zu berücksichtigen, der wegen
der Behinderung den Umfang der Hilfsbedürftigkeit eines gesunden gleich-
altrigen Kindes überschreitet. Der Umfang der wegen der Behinderungen
notwendigen zusätzlichen Hilfeleistungen muss erheblich sein. Bereits im
ersten Lebensjahr können infolge der Behinderung Hilfeleistungen in sol-
chem Umfang erforderlich sein, dass dadurch die Voraussetzungen für die
Annahme von Hilflosigkeit erfüllt sind.

c) Die Besonderheiten des Kindesalters führen dazu, dass zwischen dem
Ausmaß der Behinderung und dem Umfang der wegen der Behinderung
erforderlichen Hilfeleistungen nicht immer eine Korrelation besteht, so
dass – anders als bei Erwachsenen – auch schon bei niedrigerem GdS
Hilflosigkeit vorliegen kann.

d) Bei angeborenen oder im Kindesalter aufgetretenen Behinderungen ist im
Einzelnen folgendes zu beachten:
aa) Bei geistiger Behinderung kommt häufig auch bei einem GdS unter

100 – und dann in der Regel bis zur Vollendung des 18. Lebensjah-
res – Hilflosigkeit in Betracht, insbesondere wenn das Kind wegen
gestörten Verhaltens ständiger Überwachung bedarf. Hilflosigkeit
kann auch schon im Säuglingsalter angenommen werden, z. B.
durch Nachweis eines schweren Hirnschadens.

bb) Bei tief greifenden Entwicklungsstörungen, die für sich allein einen
GdS von mindestens 50 bedingen, und bei anderen gleich schweren,
im Kindesalter beginnenden Verhaltens- und emotionalen Störungen
mit lang andauernden erheblichen Einordnungsschwierigkeiten ist
regelhaft Hilflosigkeit bis zum 18. Lebensjahr anzunehmen.
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cc) Bei hirnorganischen Anfallsleiden ist häufiger als bei Erwachsenen
auch bei einem GdS unter 100 unter Berücksichtigung der Anfallsart,
Anfallsfrequenz und eventueller Verhaltensauffälligkeiten die
Annahme von Hilflosigkeit gerechtfertigt.

dd) Bei sehbehinderten Kindern und Jugendlichen mit Einschränkungen
des Sehvermögens, die für sich allein einen GdS von wenigstens 80
bedingen, ist bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres Hilflosigkeit
anzunehmen.

ee) Bei Taubheit und an Taubheit grenzender Schwerhörigkeit ist Hilflo-
sigkeit ab Beginn der Frühförderung und dann – insbesondere
wegen des in dieser Zeit erhöhten Kommunikationsbedarfs – in der
Regel bis zur Beendigung der Ausbildung anzunehmen. Zur Ausbil-
dung zählen in diesem Zusammenhang: der Schul-, Fachschul- und
Hochschulbesuch, eine berufliche Erstausbildung und Weiterbildung
sowie vergleichbare Maßnahmen der beruflichen Bildung.

ff) Bei Lippen-Kiefer-Gaumenspalte und kompletter Gaumensegel-
spalte ist bis zum Abschluss der Erstbehandlung (in der Regel ein
Jahr nach der Operation) Hilflosigkeit anzunehmen. Die Kinder
benötigen während dieser Zeit in hohem Maße Hilfeleistungen, die
weit über diejenigen eines gesunden gleichaltrigen Kindes hinausge-
hen, vor allem bei der Nahrungsaufnahme (gestörte Atmung, Gefahr
des Verschluckens), bei der Reinigung der Mundhöhle und des
Nasen-Rachenraumes, beim Spracherwerb sowie bei der Überwa-
chung beim Spielen.

gg) Beim Bronchialasthma schweren Grades ist Hilflosigkeit in der Regel
bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres anzunehmen.

hh) Bei angeborenen oder in der Kindheit erworbenen Herzschäden ist
bei einer schweren Leistungsbeeinträchtigung entsprechend den in
Teil B Nummer 9.1.1 angegebenen Gruppen 3 und 4 Hilflosigkeit
anzunehmen, und zwar bis zu einer Besserung der Leistungsfähig-
keit (z. B. durch Operation), längstens bis zur Vollendung des
16. Lebensjahres.

ii) Bei Behandlung mit künstlicher Niere ist Hilflosigkeit bis zur Vollen-
dung des 16. Lebensjahres anzunehmen. Bei einer Niereninsuffizi-
enz, die für sich allein einen GdS von 100 bedingt, sind Hilfeleistun-
gen in ähnlichem Umfang erforderlich, sodass auch hier bis zur
Vollendung des 16. Lebensjahres die Annahme von Hilflosigkeit
begründet ist.

jj) Beim Diabetes mellitus ist Hilflosigkeit bis zur Vollendung des
16. Lebensjahres anzunehmen.

kk) Bei Phenylketonurie ist Hilflosigkeit ab Diagnosestellung – in der
Regel bis zum 14. Lebensjahr – anzunehmen. Über das 14. Lebens-
jahr hinaus kommt Hilflosigkeit in der Regel nur noch dann in
Betracht, wenn gleichzeitig eine relevante Beeinträchtigung der geis-
tigen Entwicklung vorliegt.
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ll) Bei der Mukoviszidose ist bei der Notwendigkeit umfangreicher
Betreuungsmaßnahmen – im Allgemeinen bis zur Vollendung des
16. Lebensjahres – Hilflosigkeit anzunehmen. Das ist immer der Fall
bei Mukoviszidose, die für sich allein einen GdS von wenigstens 50
bedingt (siehe Teil B Nummer 15.5). Nach Vollendung des
16. Lebensjahres kommt Hilflosigkeit bei schweren und schwersten
Einschränkungen bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres in
Betracht.

mm) Bei malignen Erkrankungen (z. B. akute Leukämie) ist Hilflosigkeit
für die Dauer der zytostatischen Intensiv-Therapie anzunehmen.

nn) Bei angeborenen, erworbenen oder therapieinduzierten schweren
Immundefekten ist Hilflosigkeit für die Dauer des Immunmangels,
der eine ständige Überwachung wegen der Infektionsgefahr erfor-
derlich macht, anzunehmen.

oo) Bei der Hämophilie ist bei Notwendigkeit der Substitutionsbehand-
lung – und damit schon bei einer Restaktivität von antihämophilem
Globulin von 5 % und darunter – stets bis zur Vollendung des
6. Lebensjahres, darüber hinaus häufig je nach Blutungsneigung
(zwei oder mehr ausgeprägte Gelenkblutungen pro Jahr) und Reife-
grad auch noch weitere Jahre, Hilflosigkeit anzunehmen.

pp) Bei der juvenilen chronischen Polyarthritis ist Hilflosigkeit anzuneh-
men, solange die Gelenksituation eine ständige Überwachung oder
andauernd Hilfestellungen beim Gebrauch der betroffenen Gliedma-
ßen sowie Anleitungen zu Bewegungsübungen erfordert, in der
Regel bis zur Vollendung des 16. Lebensjahres. Bei der systemi-
schen Verlaufsform (Still-Syndrom) und anderen systemischen Bin-
degewebskrankheiten (z. B. Lupus erythematodes, Sharp-Syndrom,
Dermatomyositis) ist für die Dauer des aktiven Stadiums Hilflosigkeit
anzunehmen.

qq) Bei der Osteogenesis imperfecta ist die Hilflosigkeit nicht nur von
den Funktionseinschränkungen der Gliedmaßen sondern auch von
der Häufigkeit der Knochenbrüche abhängig. In der Regel bedingen
zwei oder mehr Knochenbrüche pro Jahr Hilflosigkeit. Hilflosigkeit
aufgrund einer solchen Bruchneigung ist solange anzunehmen, bis
ein Zeitraum von zwei Jahren ohne Auftreten von Knochenbrüchen
abgelaufen ist, längstens jedoch bis zur Vollendung des 16. Lebens-
jahres.

rr) Bei klinisch gesicherter Typ-I-Allergie gegen schwer vermeidbare
Allergene (z. B. bestimmte Nahrungsmittel), bei der aus dem bisheri-
gen Verlauf auf die Gefahr lebensbedrohlicher anaphylaktischer
Schocks zu schließen ist, ist Hilflosigkeit – in der Regel bis zum
Ende des 12. Lebensjahres – anzunehmen.

ss) Bei der Zöliakie kommt Hilflosigkeit nur ausnahmsweise in Betracht.
Der Umfang der notwendigen Hilfeleistungen bei der Zöliakie ist
regelmäßig wesentlich geringer als etwa bei Kindern mit Phenylke-
tonurie oder mit Diabetes mellitus.
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e) Wenn bei Kindern und Jugendlichen Hilflosigkeit festgestellt worden ist,
muss bei der Beurteilung der Frage einer wesentlichen Änderung der Ver-
hältnisse Folgendes beachtet werden: Die Voraussetzungen für die
Annahme von Hilflosigkeit können nicht nur infolge einer Besserung der
Gesundheitsstörungen entfallen, sondern auch dadurch, dass behinderte
Jugendliche infolge des Reifungsprozesses – etwa nach Abschluss der
Pubertät – ausreichend gelernt haben, die wegen der Behinderung erfor-
derlichen Maßnahmen selbstständig und eigenverantwortlich durchzufüh-
ren, die vorher von Hilfspersonen geleistet oder überwacht werden
mussten.

6. Blindheit und hochgradige Sehbehinderung

a) Blind ist ein behinderter Mensch, dem das Augenlicht vollständig fehlt. Als
blind ist auch ein behinderter Mensch anzusehen, dessen Sehschärfe auf
keinem Auge und auch nicht beidäugig mehr als 0,02 (1/50) beträgt oder
wenn andere Störungen des Sehvermögens von einem solchen Schwere-
grad vorliegen, dass sie dieser Beeinträchtigung der Sehschärfe gleichzu-
stellen sind.

b) Eine der Herabsetzung der Sehschärfe auf 0,02 (1/50) oder weniger gleich
zusetzende Sehbehinderung liegt nach den Richtlinien der Deutschen
Ophthalmologischen Gesellschaft bei folgenden Fallgruppen vor:
aa) bei einer Einengung des Gesichtsfeldes, wenn bei einer Sehschärfe

von 0,033 (1/30) oder weniger die Grenze des Restgesichtsfeldes in
keiner Richtung mehr als 30° vom Zentrum entfernt ist, wobei
Gesichtsfeldreste jenseits von 50° unberücksichtigt bleiben,

bb) bei einer Einengung des Gesichtsfeldes, wenn bei einer Sehschärfe
von 0,05 (1/20) oder weniger die Grenze des Restgesichtsfeldes in
keiner Richtung mehr als 15° vom Zentrum entfernt ist, wobei
Gesichtsfeldreste jenseits von 50° unberücksichtigt bleiben,

cc) bei einer Einengung des Gesichtsfeldes, wenn bei einer Sehschärfe
von 0,1 (1/10) oder weniger die Grenze des Restgesichtsfeldes in
keiner Richtung mehr als 7,5° vom Zentrum entfernt ist, wobei
Gesichtsfeldreste jenseits von 50° unberücksichtigt bleiben,

dd) bei einer Einengung des Gesichtsfeldes, auch bei normaler Seh-
schärfe, wenn die Grenze der Gesichtsfeldinsel in keiner Richtung
mehr als 5° vom Zentrum entfernt ist, wobei Gesichtsfeldreste jen-
seits von 50° unberücksichtigt bleiben,

ee) bei großen Skotomen im zentralen Gesichtsfeldbereich, wenn die
Sehschärfe nicht mehr als 0,1 (1/10) beträgt und im 50°-Gesichtsfeld
unterhalb des horizontalen Meridians mehr als die Hälfte ausgefallen
ist,

ff) bei homonymen Hemianopsien, wenn die Sehschärfe nicht mehr als
0,1 (1/10) beträgt und das erhaltene Gesichtsfeld in der Horizontalen
nicht mehr als 30° Durchmesser besitzt,
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gg) bei bitemporalen oder binasalen Hemianopsien, wenn die Seh-
schärfe nicht mehr als 0,1 (1/10) beträgt und kein Binokularsehen
besteht.

c) Blind ist auch ein behinderter Mensch mit einem nachgewiesenen vollstän-
digen Ausfall der Sehrinde (Rindenblindheit), nicht aber mit einer visuellen
Agnosie oder anderen gnostischen Störungen.

d) Für die Feststellung von Hilflosigkeit ist im Übrigen zu prüfen, ob eine
hochgradige Sehbehinderung vorliegt. Hochgradig in seiner Sehfähigkeit
behindert ist ein Mensch, dessen Sehschärfe auf keinem Auge und auch
nicht beidäugig mehr als 0,05 (1/20) beträgt oder wenn andere hinsichtlich
des Schweregrades gleichzusetzende Störungen der Sehfunktion vorlie-
gen. Dies ist der Fall, wenn die Einschränkung des Sehvermögens einen
GdS von 100 bedingt und noch keine Blindheit vorliegt.

7. Wesentliche Änderung der Verhältnisse

a) Eine wesentliche Änderung im Ausmaß der Schädigungsfolgen oder der
Behinderung liegt nur vor, wenn der veränderte Gesundheitszustand mehr
als sechs Monate angehalten hat oder voraussichtlich anhalten wird und
die Änderung des GdS wenigstens 10 beträgt. Eine wesentliche Änderung
ist auch gegeben, wenn die entscheidenden Voraussetzungen für weitere
Leistungen im sozialen Entschädigungsrecht (z. B. Pflegezulage) oder für
Nachteilsausgleiche für behinderte Menschen erfüllt werden oder entfallen
sind.

b) Nach Ablauf der Heilungsbewährung ist auch bei gleichbleibenden Symp-
tomen eine Neubewertung des GdS zulässig, weil der Ablauf der Heilungs-
bewährung eine wesentliche Änderung der Verhältnisse darstellt.

c) Bei Beurteilungen im sozialen Entschädigungsrecht ist bei einer Zunahme
des Leidensumfangs zusätzlich zu prüfen, ob die Weiterentwicklung noch
Folge einer Schädigung ist. Auch bei gleichbleibendem Erscheinungsbild
kann eine wesentliche Änderung der gesundheitlichen Verhältnisse vorlie-
gen, wenn sich die schädigungsbedingte Störung, die dem Erscheinungs-
bild zunächst zugrunde lag, gebessert oder ganz zurückgebildet hat, das
Leidensbild jedoch aufgrund neuer Ursachen bestehen geblieben ist („Ver-
schiebung der Wesensgrundlage“).

Teil B: GdS-Tabelle

1. Allgemeine Hinweise zur GdS-Tabelle

a) Die nachstehend genannten GdS sind Anhaltswerte. Es ist unerlässlich,
alle die Teilhabe beeinträchtigenden körperlichen, geistigen und seeli-
schen Störungen im Einzelfall zu berücksichtigen. Die Beurteilungsspan-
nen tragen den Besonderheiten des Einzelfalles Rechnung.

b) Bei Gesundheitsstörungen, die in der Tabelle nicht aufgeführt sind, ist der
GdS in Analogie zu vergleichbaren Gesundheitsstörungen zu beurteilen.
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